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Anstatt eines Vorwortes 
 

Nie haben die Massen nach Wahrheit gedürstet, von den Tatsachen, die ihnen mißfallen, 
wenden sie sich ab und ziehen es vor, den Irrtum zu vergöttern. Der, der sie zu täuschen 
versteht, wird leicht ihr Herr. Der, der sie aufzuklären versucht, stets ihr Opfer. 
Gustave Le Bon (1841-1931, französischer Arzt) 

In diesem Buch über Glanz und Elend der deutschen Geschichte geht es um die Erinnerung an 
Tatsachen. Dieses Buch beschränkt sich auf die Erläuterung von wesentlichen geschichtlichen 
Fakten und Problemen der entsprechenden Zeiträume. 
Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. November 
1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden (Staaten ohne Selbstbe-
stimmung). Die Deutschen besitzen seither keine frei gewählte Verfassung und keinen souve-
ränen Staat (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt).  
Obgleich die Deutschen seit über 100 Jahren planmäßig bevormundet, versklavt und ausge-
plündert werden, berichtete bisher kein deutscher Historiker und kein deutscher Journalist 
über diesen unfaßbaren Zustand. Anstatt das sogenannte Volk der "Dichter und Denker" über 
die historische Wahrheit und Realität zu informieren, wurden die Deutschen systematisch zu 
einem "Volk der Täter" umerzogen und ihre mehr als tausendjährige deutsche Rechts- und 
Verfassungsgeschichte fast auf die unsäglichen 12 Jahre des NS-Regimes reduziert.  
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über die Manipulation der öffentli-
chen Meinung im besetzten Westdeutschland (x131/177-178): >>Ein Land durch Generäle 
verwalten zu lassen, ist genauso töricht, wie eine Armee von Politikern führen zu lassen. 
... Nach 1945 gab es in Deutschland Millionen von Biographien; aber Geschichte gab es nicht. 
Als die Nation in vier Zonen geteilt wurde, da wurde auch ihre Geschichte zerbrochen durch 
die politische Teilung, durch die Zensur, durch Tarnung und Vertuschung, durch die Angst 
davor, die USA und Frankreich zu kritisieren. Es bildete sich keine öffentliche Meinung ...  
Die Besetzung Deutschlands führte zur Entstehung einer Besetztenmentalität, die sich bemüh-
te, jede Vernunft einer vernunftlosen Disziplin zu unterwerfen, so, wie die Nation von den 
Nazis unterworfen worden war. 
Erleichtert wurde das durch die bedingungslose Autoritätsgläubigkeit, die den Deutschen an-
erzogen ist ... 
Nachdem die Besatzungszonen und die offene Zensur abgeschafft worden waren, kam es zu 
keiner wesentlichen Verbesserung der Situation, weil Haltung und Einstellung, die sich unter 
jenem Regime gebildet hatten, schon zu Geschichte geworden waren. ...<< 
Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahmen viele deutsche Historiker im Rahmen der systema-
tischen "Umerziehung" zwangsweise die vorgegebenen subjektiven Aussagen und verzerrten 
historischen Wertungen der alliierten Siegermächte. Die Geschichte der deutschen Verlierer 
wurde dementsprechend einseitig dargestellt und wichtige historische Fakten blendete man 
nicht selten kurzerhand aus, um den politischen Vorgaben der Sieger zu entsprechen.  
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing schrieb später in seinem 
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Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden Auswirkungen" 
über die einseitige politische Geschichtsschreibung (x306/16-18): >>... Historische Wertun-
gen werden heute mit dem gleichen dogmatischen Eifer umfochten wie theologische Lehrsät-
ze im 16. Jahrhundert. Es breitet sich behende eine Geschichtsinquisition aus, die bereits dar-
an gegangen ist, historische Forschungen in die beiden Kategorien "volkspädagogisch will-
kommen" und "volkspädagogisch unwillkommen" einzuteilen. Glaubte man einst, daß das 
Geschick der Völker auf den Schlachtfeldern oder in den Parlamenten entschieden werde, so 
sieht man es heute durch die Portale der Volkshochschulen schreiten. 
Als "volkspädagogisch willkommen" gilt derzeit alles, was irgendwie im negativen Sinne mit 
dem "Dritten Reich" in Verbindung gebracht und somit der "Bewältigung der Vergangenheit" 
dienstbar gemacht werden kann. ... 
Deutschland war 1945 keine leere, sondern eine dicht beschriebene Tafel. Nur daß die Eintra-
gungen nicht in deutscher, sondern in englischer, russischer und französischer Sprache ge-
macht worden waren. Die geschichtlichen Dominanten unserer Gegenwart liegen seither we-
niger in der deutschen als in der russischen und amerikanischen Geschichte. Washington und 
Lenin sind ungleich mehr Gestalten der Geschichte des heutigen Deutschlands als Bismarck 
und Friedrich der Große. 
Die Entwicklungen der amerikanischen Innenpolitik spielen für das westliche Deutschland 
heute eine ähnlich entscheidende Rolle wie vor 60 Jahren die der englischen Innenpolitik für 
Indien. Der Unterschied ist, daß sich die Inder über diese Situation im klaren waren und die 
mit ihr gegebenen Chancen nutzten. Allerdings hat sich seither die Herrschaftstechnik erheb-
lich verfeinert und ist von der Zensur der Antworten zur Suggestion der Fragen fortgeschrit-
ten. 
Die besatzungsgeschichtlichen Ursprünge unserer Gegenwart sind tabu, und in den von Bonn 
und Ostberlin aus verwalteten Teilen Deutschlands wird mit gleichem Eifer an der Legende 
der autonomen Entstehung deutscher Nachkriegsstaaten gearbeitet. ...<<  
 

Ein Weg wird erst dann ein Weg, wenn einer ihn geht. 
Chuang-Tzu (365-290 vor Christus, chinesischer Philosoph und Dichter) 

Glücklicherweise gab es zu allen Zeiten mutige, gerechte und wahrheitsliebende Geschichts-
schreiber, Historiker, Journalisten, Schriftsteller und andere Zeitzeugen, die sich um eine voll-
ständige, wahrheitsgetreue Geschichtsschreibung bemühten, so daß die "Geschichte der Be-
siegten" zwar vorübergehend verschwiegen, aber letzten Endes nicht ausgelöscht werden 
konnte.  
Im Gegensatz zu der heute besonders ausgeprägten einseitigen politischen Geschichtsschrei-
bung der Sieger berichtet dieses Buch auch aus der Sichtweise der Verlierer, denn wenn man 
nicht alle Positionen objektiv und angemessen berücksichtigt, sondern wichtige historische 
Zusammenhänge und unbequeme Tatsachen bewußt verschweigt oder unterschlägt, werden 
geschichtliche Ereignisse manipuliert und zwangsläufig unkorrekt dargestellt. 
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Das Deutsche Reich 
 

Uns aber und Unsern Nachfolgern an der Kaiserkrone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer 
des Deutschen Reiches zu sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an den Gütern 
und Gaben des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung. 
Wilhelm I. (1797-1888, deutscher Kaiser) 

Der französisch-deutsche Krieg 1870/71 
Das Brockhaus Konversationslexikon von 1894-1896 berichtete später über den Anlaß für die 
französische Kriegserklärung im Jahre 1870 (x827/113): >>(Frankreich) ... Die definitive 
Überzeugung, es sei mit Preußen keine Gebietsvergrößerung zu erreichen, legte Napoleon III. 
den Gedanken nahe, eine solche gegen Preußen zu erstreben. ...  
Die von der Kaiserin unterstützte Jesuitenpartei schürte aufs eifrigste, und so wurde die Wahl 
des Erbprinzen Leopold von Hohenzollern zum König von Spanien als bequemer Vorwand 
ergriffen, um Preußen zu demütigen oder den Krieg zum Ausbruch zu bringen.  
Als am 12. Juli (1870) die Entsagung des Erbprinzen Leopold bekannt geworden war, schien 
zunächst der spanische Zwischenfall erledigt zu sein. Aber an demselben Abend fand ein Mi-
nisterrat unter dem Vorsitz Napoleons III. statt, und hier wurde ein Beschluß gefaßt, der den 
Krieg unvermeidlich machte. ...<< 
 
Deutsch-französischer Frieden 
Obgleich die Deutschen nach der französischen Niederlage über eine absolute europäische 
Großmachtstellung verfügten, lehnte Bismarck jede weitere Machtausdehnung strikt ab. Der 
"eiserne Reichskanzler" bemühte sich nach dem Kriegsende redlich, weitere deutsch-franzö-
sische Feindseligkeiten zu vermeiden, um ein freundschaftliches Verhältnis mit dem uralten 
katholischen "Erzfeind" zu ermöglichen. Bismarck ließ z.B. keine französische Festung 
schleifen und Frankreich erhielt keine Heeres- und Rüstungsbeschränkungen.  
Durch den Vorfrieden von Versailles im Februar 1871 und den Friedensschluß von Frankfurt 
vom 10. Mai 1871 mußte Frankreich Elsaß (ohne Belfort/Burgundische Pforte) und Teile 
Lothringens (mit Metz) ohne Volksabstimmung an Deutschland abtreten sowie 5 Milliarden 
Franc Kriegsentschädigung zahlen. Elsaß gehörte seit 880 (Vertrag von Ribemont) zum Ost-
fränkischen bzw. Deutschen Reich, wurde dann von 1552-1648 nach und nach durch Frank-
reich gewaltsam besetzt. Während der Französischen Revolution wurde Elsaß von Frankreich 
schließlich annektiert und fiel erst nach dem französisch-deutschen Krieg von 1870/71 mit 
Lothringen (ab 1670 durch französische Truppen besetzt) an das Deutsche Reich zurück.  
Bis zur Zahlung der Kriegsentschädigung - von 5,0 Milliarden Franc in 3 Jahren - sollte Ost-
frankreich von deutschen Truppen besetzt bleiben (x054/156). Die letzten deutschen Besat-
zungstruppen zogen aber bereits am 16. September 1873 aus Frankreich ab.  
Die gewaltsame Besetzung der ehemaligen deutschen Länder Elsaß und Lothringen erwies 
sich als besonders schwerer politischer Fehler, denn die französischen Nationalisten hielten 
den Revanche-Gedanken, daß Elsaß-Lothringen zurückgewonnen und die Deutschen gedemü-
tigt werden müßten, bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges ständig wach. Bis 1918 verlie-
ßen etwa 128.000 Franzosen Elsaß und Lothringen (x056/245).  
Zu den französischen Vertretern des "verdeckten Revanchismus" gegenüber Deutschland 
zählten damals u.a. Léon Gambetta und der spätere französische Kriegsminister George Cle-
menceau sowie bekannte Schriftsteller und Historiker. 
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Gerd Schultze-Rhonhof (von 1959-1996 Angehöriger der deutschen Bundeswehr, seit 1991 
Generalmajor, Autor des 2003 erschienen Sachbuch-Bestsellers "1939 - Der Krieg, der viele 
Väter hatte") berichtete später über die französisch-deutsche Erbfeindschaft (x320/12-13): 
>>Die Spannungen zwischen Deutschen und Franzosen, die das Verhältnis beider Völker 
1914 prägen, haben tiefe Wurzeln. Schon 1555 beginnen die Könige von Frankreich, ihr 
Staatsgebiet nach Osten zum Rhein hin auszudehnen. Sie nutzen innerdeutsche Streitigkeiten 
und den Druck der Türken auf das Reich, um sich zuerst die deutschen Festungsstädte Metz, 
Toul und Verdun, dann zehn elsässische Städte, dann Teile Lothringens und zum Schluß das 
ganze Elsaß anzugliedern. Die deutsche Muttersprache der Elsässer ist den Franzosen dabei 
kein Hindernisgrund. … 
1870 versucht Frankreich ein weiteres Mal, sich Luxemburg, die Pfalz und das Saarland an-
zugliedern und seine Grenze zum Rhein hin zu verschieben. Es verursacht, erklärt, beginnt 
und verliert den Krieg mit Deutschland und muß dafür mit der Abtretung Elsaß-Lothringens 
bezahlen. … 
1872 kann die Bevölkerung "optieren": 10,3 Prozent bekennen sich zu Frankreich und fünf 
Prozent wandern dorthin ab. 
Frankreich sucht sich rechtzeitig Verbündete, um Elsaß und Lothringen bei Gelegenheit zu-
rückzuholen. 1894 schließt es den Zweibund mit Rußland. 1912 gibt Präsident Poincaré der 
russischen Regierung die Zusicherung, daß Frankreich Rußland militärisch unterstützen wer-
de, gleichgültig, ob Rußland angegriffen werde oder selbst den Krieg beginne. Frankreich 
schließt 1904 die sogenannte Entente cordiale mit Großbritannien und holt sich 1911 die Zu-
sage Englands auf Heeresunterstützung für den Fall eines Krieges mit dem Deutschen Reich. 
Damit stehen Frankreich zwei mächtige Verbündete zur Seite: Großbritannien und Rußland. 
… In Deutschland ist man sich zwar des tiefen Grolls bewußt, den die Franzosen aufgrund des 
Verlusts von Elsaß und Lothringen hegen, aber ein Gefühl von Unrecht hat man in Deutsch-
land deshalb nicht. Landabtretungen nach verlorenen Kriegen waren damals üblich. Und die 
eroberte Bevölkerung ist der Muttersprache nach ohnehin überwiegend deutsch. Vor dem Er-
sten Weltkrieg sprechen im Elsaß und in Lothringen immerhin noch 1,3 Millionen Bürger 
Deutsch, Französisch dagegen nicht ganz 200.000. Aus deutscher Sicht werden diese Gebiete 
deshalb nicht als Anlaß für den Krieg begriffen. …<< 
Schlußbemerkungen: Da Preußen diesen Krieg nicht zielstrebig geplant hatte, war haupt-
sächlich Napoleon III. für den Kriegsausbruch (1870/71) verantwortlich. Für den nordameri-
kanischen Senat und die US-Presse war Napoleon III., der seit 1866 fast nur schwere außenpo-
litische Niederlagen hinnehmen mußte, damals jedenfalls eindeutig der Kriegsverursacher 
(x063/411).  
 
Gründung des Deutschen Reiches 
Das Deutsche Reich trat am 18. Januar 1871 die Rechtsnachfolge des im Jahre 1806 aufgelö-
sten "Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation" an, deshalb handelte es sich wie in den 
Jahren 1919 und 1949 um keine Neugründung, sondern lediglich um eine "Erneuerung" bzw. 
um eine "Übernahme" (x063/419). Das Amt des "Deutschen Kaisers" war jedoch neu, denn 
bis 1806 gab es nur "Römische Kaiser".  
Der Sieg über Frankreich hatte in den deutschen Staaten zwar eine Welle der nationalen Be-
geisterung entfacht, aber die Bildung eines vereinten deutschen Staates war trotzdem noch 
äußerst schwierig, denn Bismarck mußte 22 deutsche Einzelstaaten und 3 Freie Städte verei-
nigen.  
Der neue deutsche Nationalstaat sollte nicht wieder durch den Vielvölkerstaat Österreich-
Ungarn belastet und gefährdet werden, deshalb verzichtete man ausdrücklich auf die Aufnah-
me der Österreicher. Nach dem preußisch-österreichischen Bürgerkrieg im Jahre 1866 mußten 
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die Habsburger erneut schwere Prestigeverluste hinnehmen.  
Trotz des großen Widerstandes der katholischen Kirche und der süddeutschen Fürsten, die 
sich naturgemäß gegen eine Vorherrschaft der protestantischen Preußen wehrten, konnte nach 
zähen Verhandlungen und der Zusicherung von vielfältigen Sonderrechten schließlich ein Zu-
sammenschluß der deutschen "Nord- und Südstaaten", ohne Österreich-Ungarn, erreicht wer-
den.  
Die deutsche Kaiserproklamation, die im Spiegelsaal von Versailles stattfand, wurde von den 
Franzosen als nationale Demütigung empfunden. Bismarck hatte Versailles jedoch in erster 
Linie gewählt, weil Berlin die preußische Vorherrschaft zu deutlich gemacht hätte.  
Der preußische König Wilhelm I. erklärte am Abend vor der Kaiserproklamation unter Tränen 
(x215/340): >>Morgen ist der unglücklichste Tag meines Lebens, morgen tragen wir das 
preußische Königtum zu Grabe. ...<< 
Wilhelm I. verkündete während der Kaiserproklamation in Versailles (x105/124):  
>>An das deutsche Volk! 
Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die deutschen Fürsten und Freien Städte den einmütigen Ruf an Uns gerichtet haben, 
mit Herstellung des Deutschen Reiches die seit mehr denn 60 Jahren ruhende Kaiserwürde zu 
erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der Verfassung des Deutschen Bundes die ent-
sprechenden Bestimmungen vorgesehen sind, bekunden hiermit, daß Wir es als eine Pflicht 
gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben, diesem Rufe der verbündeten deutschen 
Fürsten und Städte Folge zu leisten und die deutsche Kaiserwürde anzunehmen. 
Demgemäß werden Wir und Unsere Nachfolger an der Krone Preußen fortan den kaiserlichen 
Titel in allen Unsern Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen Reiches führen und 
hoffen zu Gott, daß es der deutschen Nation gegeben sein werde, unter dem Wahrzeichen ih-
rer alten Herrlichkeit das Vaterland einer segensreichen Zukunft entgegenzuführen.  
Wir übernehmen die kaiserliche Würde in dem Bewußtsein der Pflicht, in deutscher Treue die 
Rechte des Reiches und seiner Glieder zu schützen, den Frieden zu wahren, die Unabhängig-
keit Deutschlands, gestützt auf die geeinte Kraft seines Volkes, zu verteidigen. 
Wir nehmen sie an in der Hoffnung, daß dem deutschen Volk vergönnt sein wird, den Lohn 
seiner heißen und opfermütigen Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb der Grenzen zu 
genießen, welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen erneute 
Angriffe Frankreichs gewähren.  
Uns aber und Unsern Nachfolgern an der Kaiserkrone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer des 
Deutschen Reiches zu sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung.<< 
Der deutsche Historiker und nationalliberale Abgeordnete Heinrich von Sybel schrieb am 27. 
Januar 1871 über die Kaiserproklamation und die Gründung des Deutschen Reiches (x261/-
111): >>Meine Augen gehen herüber zu dem Extrablatt. Und die Tränen fließen mir über die 
Backen. Wodurch hat man die Gnade Gottes verdient, so große und mächtige Dinge erleben 
zu dürfen? Und wie wird man nachher leben? Was zwanzig Jahre der Inhalt alles Wünschens 
und Strebens gewesen, das ist nun in so unendlich herrlicher Weise erfüllt. Woher soll man in 
meinen Lebensjahren noch einen neuen Inhalt für das weitere Leben nehmen? ...<< 
Mit der Gründung des Deutschen Reiches und Herstellung der nationalen Einheit krönte Bis-
marck seine politische Arbeit. Die große Mehrheit der Deutschen war über die Gründung des 
Deutschen Reiches begeistert und auch zahlreiche politische Gegner Bismarcks konnten für 
das neue Deutsche Reich gewonnen werden. Trotz aller Eifersucht, Zwietracht und zahlloser 
Probleme rauften sich die deutschen Staaten irgendwie zusammen. Auch die Volksdeutschen, 
die jenseits der deutschen Reichsgrenzen lebten, waren damals mächtig stolz auf "ihr" Deut-
sches Reich.  



 7 

Das Deutsche Reich wurde als Bundesstaat mit 25 Ländern gegründet und war mit 40,8 Mil-
lionen Einwohnern und rd. 541.000 qkm, nach Rußland und Österreich-Ungarn, der drittgröß-
te Staat Europas. Die außenpolitischen Erfolge begünstigten auch die innenpolitische Ent-
wicklung des Deutschen Reiches und gaben der Monarchie den erforderlichen Halt. Preußen 
besaß mit rd. 65 % der gesamten Fläche und rd. 62 % der Bevölkerung ein bedeutendes Über-
gewicht und stellte den deutschen Kaiser, der das Deutsche Reich völkerrechtlich vertrat und 
den militärischen Oberbefehl besaß. Das Deutsche Kaiserreich von 1871 war kein Obrigkeits-
staat, sondern eine halbparlamentarische Monarchie. Der Kaiser ernannte und entließ den 
Reichskanzler.  
Das preußische Staatsministerium war mit der deutschen Reichsregierung praktisch identisch. 
Der deutsche Reichskanzler war gleichzeitig preußischer Ministerpräsident. Er war für die 
Führung der Reichspolitik verantwortlich.  
Die deutschen Bundesländer behielten ihre Verfassungen und Parlamente. Alle Bundesländer 
verfügten weiterhin fast uneingeschränkt über direkte Steuern. Bayern und Württemberg er-
hielten außerdem Sonderrechte für das Heer, die Bahn und die Post. Die Heeresstärke des 
Deutschen Reiches betrug 1871 rd. 402.000 Soldaten, ca. 1 % der deutschen Bevölkerung. 
Von 1871-1892 wurde die deutsche Armee nicht vergrößert. Bismarck hielt die deutschen 
Militaristen, im Gegensatz zu seinen Nachfolgern, "am kurzen Zügel". Für Bismarck hatten 
nach der Reichsgründung die politischen Entscheidungen grundsätzlich Vorrang. 
Der deutsche Historiker Karl Erich Born schrieb später über die Stellung Preußens im Deut-
schen Reich von 1871 (x176/200): >>Preußen war größer und stärker als alle anderen Bun-
desstaaten zusammengenommen: Über die Hälfte des Reichsgebietes waren preußisch; die 
wichtigsten Rohstoffgebiete und Industrien Deutschlands lagen in Preußen; mehr als zwei 
Drittel des Reichsheeres waren preußische Truppen.  
Dem Kaiser standen die Machtmittel, die er als König von Preußen besaß, zu Gebote, und 
hinter dem Reichskanzler stand die Macht des preußischen Staatsministeriums und der preu-
ßischen Regierung; denn er war ... gleichzeitig auch preußischer Ministerpräsident.<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Gründung des Deutschen 
Reiches (x057/157-158): >>Das bedeutendste Ereignis des Krieges von 1870/71 war die 
Gründung des deutschen Kaiserreiches. Seit dem Siege von Sedan verhandelte Bismarck mit 
den süddeutschen Staaten, und schon am 18. Januar 1871 wurde in Versailles König Wilhelm 
I. zum erblichen Deutschen Kaiser ausgerufen. 
Nach der Reichsverfassung, die aus der Verfassung des Norddeutschen Bundes hervorging, 
war das Deutsche Reich ein Bundesstaat, der auf Grund freiwilliger Zustimmung der Fürsten 
und freien Städte 22 monarchische Staaten, 3 freie Städte und das Reichsland Elsaß-Loth-
ringen umfaßte. 
Die ausführende Gewalt hatte der König von Preußen als Deutscher Kaiser. Er vertrat das 
Reich nach außen, berief den Bundesrat und Reichstag und ernannte den Reichskanzler, der 
dem Kaiser verantwortlich war für die Reichsämter, die von Staatssekretären geleitet wurden. 
Die gesetzgebende Gewalt wurde durch den Bundesrat und den Reichstag ausgeübt. Die höch-
ste Staatsgewalt hatte der Bundesrat, die Vertretung der verbündeten Regierungen, mit einer 
Stimmenzahl, die sich nach der Bevölkerungsziffer richtete. Daneben stand als Volksvertre-
tung der Reichstag, hervorgegangen aus allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wah-
len aller Männer über 25 Jahre. … 
Den Bundesstaaten war in Kulturfragen große Selbständigkeit gelassen worden; Bayern und 
Württemberg erhielten Sonderrechte für ihr Heer bzw. ihre Post und für die Besteuerung von 
Branntwein und Bier. Das Übergewicht im Bundesrat hatte Preußen; sein König war Deut-
scher Kaiser und sein Ministerpräsident Reichskanzler und Vorsitzender im Bundesrat. 
... Die Farben des Deutschen Reiches, Schwarz – weiß – rot, wurden vom Norddeutschen 
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Bund übernommen aus dem preußischen Schwarz-Weiß und dem hanseatischen Weiß-Rot. 
Das Deutsche Reich war geeint und damit der langersehnte Wunsch des deutschen Volkes 
durch Bismarck erfüllt worden. Für Europa bedeutete die deutsche Einigung eine völlige 
Umwälzung der Machtverhältnisse. Deutschland, seit dem Dreißigjährigen Krieg der Spielball 
der europäischen Großmächte, war durch die Reichsgründung zu europäischer Machtstellung 
emporgerückt. Mit der Reichseinheit wuchsen naturgemäß die Aufgaben des neuen Staates. 
Innere und äußere Gefahren galt es zu beseitigen und das Reich auszubauen zu einem starken 
Hort der Wohlfahrt und des Friedens.<< 
Der deutsche Historiker Hellmuth G. Dahms schrieb später über die Gründung des Deutschen 
Reiches von 1871 (x090/226): >>Die deutsche Nation wertete das Jahr 1871 als einen Höhe-
punkt ihrer Geschichte. Sie bejahte das von Bismarck geschaffene Kaiserreich, obwohl es ein 
kleindeutscher Nationalstaat war und die Verfassungsideale der Paulskirche nur teilweise 
verwirklichte. Auch jenseits der Grenzen, in Österreich und Siebenbürgen, bei den Rußland-
Deutschen und emigrierten Achtundvierzigern fand dieser Staat lebhafte Zustimmung. ... 
Das Reich war ein "ewiger Bund" von 22 Fürstentümern und drei Freien Städten. Alle diese 
Staaten hatten eigene Verfassungen und Parlamente, verfügten fast uneingeschränkt über di-
rekte Steuern, Verwaltung, Rechtspflege und Kultus und deckten Fehlbeträge des Reiches 
durch finanzielle Leistungen der einzelnen Mitgliedsstaaten. Im Bundesrat wirkten sie bei der 
Gesetzgebung mit, die grundsätzlich dem aus 397 Abgeordneten bestehenden Reichstag ob-
lag. 
Die Führung hatte naturgemäß Preußen inne, das 70 % des Reichsgebietes und 24,7 der 41,6 
Millionen Einwohner umfaßte. Sein König war der Kaiser. Er besaß zwar kein Vetorecht ge-
genüber Beschlüssen des Reichstages, ernannte und entließ aber ohne parlamentarische Mit-
wirkung den Reichskanzler, der zugleich den Vorsitz im Bundesrat und fast immer auch das 
Amt des preußischen Ministerpräsidenten ausübte. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 22. März 2008 über das 
Deutsche Reich (x887/...): >>Wann war das Dritte Reich? 
... Das Zweite Reich, das "Wilhelminische Deutschland", begann am 18. Januar 1871, als Kö-
nig Wilhelm I. von Preußen zum Deutschen Kaiser ausgerufen wurde. … 
Anders als das Heilige Römische Reich Deutscher Nation wurde das Deutsche Reich nie 
durch irgendeinen Formalakt für beendet erklärt - nicht durch die Kapitulation, nicht durch die 
Besatzungsmächte, nicht durch Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik, ja nicht einmal durch den "Zwei-Plus-Vier-Vertrag". So wurde die 
Bundesrepublik zwar Rechtsnachfolgerin des nie für tot erklärten Reiches - mit allen daraus 
erwachsenen Nachteilen. Friedensvertrag gibt es aber keinen. Und auch Österreich hat nur 
einen "Staatsvertrag" mit Einschränkungen der Souveränität, darunter das "Anschlußver-
bot".<<  
Das Deutsche Reich von 1871 war ein souveräner Staat. Das Deutsche Reich von 1871 ver-
fügte über die 3 klassischen Merkmale eines Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staats-
gewalt. 
Das Deutsche Reich zählte damals völkerrechtlich zu den politisch und ökonomisch unabhän-
gigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten in politischen Kontakt zu treten. 
Für Europa bedeutete die deutsche Einigung eine völlige Umwälzung der bisherigen Macht-
verhältnisse. Deutschland, seit dem Dreißigjährigen Krieg von 1618 bis 1648 kein ernstzu-
nehmender Gegner der europäischen Großmächte, entwickelte sich nach der Reichsgründung 
sehr schnell zu einem wirtschaftlich und politisch bedeutenden europäischen Staat. 
Nicht die angeblich angeborene Bösartigkeit und Kriegslüsternheit, sondern Trägheit und vor 
allem die bleierne Langsamkeit wurden dem deutschen Michel schließlich zum Verhängnis, 
denn die Gründung des Deutschen Reiches und die Wiedergewinnung der nationalen Souve-
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ränität im Jahre 1871 erfolgten viel zu spät. Die damaligen Großmächte waren in jener Zeit 
nicht bereit, das Deutsche Reich als gleichberechtigten Staat zu akzeptieren.  
Bereits Ende des 19. Jahrhunderts berichteten besonders die französischen und britischen Zei-
tungen unentwegt über die vermeintlich angeborene Bösartigkeit und Kriegslüsternheit der 
Preußen bzw. Deutschen. Obgleich die "kriegslüsternen" Preußen bzw. Deutschen in jener 
Epoche zu den friedliebendsten Ländern mit der geringsten Zahl von Angriffskriegen und den 
längsten Friedensjahren zählten (x063/389), wurden die Deutschen pauschal zu gemeingefähr-
lichen Menschen, Barbaren, Hunnen etc. erklärt und das deutsche Volk international stigmati-
siert. 
Der deutsche Michel war nie ein aggressiver Welteroberer, kolonialer Sklavenhalter und rück-
sichtsloser Ausbeuter, sondern die Deutschen arbeiteten selbst in ihrem Land oder handelten 
mit anderen Ländern. Der deutsche Michel zeichnete sich jeher durch große Ausdauer, Erfin-
dungsgabe, Fleiß, Friedfertigkeit, Großzügigkeit, Gutmütigkeit, Pünktlichkeit, Toleranz, 
Treue, Tüchtigkeit und Zuverlässigkeit, aber auch durch politische Leichtgläubigkeit, Naivität, 
Trägheit, Langsamkeit und fatalistisches Obrigkeitsdenken aus. Der Deutsche liebte vor allem 
geordnete Verhältnisse, scheute einschneidende Veränderungen und versuchte, aus jeder Lage 
das Beste zu machen. Er verhielt sich gegenüber seinen in- und ausländischen Nachbarn ge-
wöhnlich friedfertig und wollte vor allem in Ruhe arbeiten und leben. 
 
Bismarcks Außenpolitik 
Für Europa bedeutete die Gründung des Deutschen Reiches eine vollständige Veränderung der 
bisherigen Machtverhältnisse. Die deutschen Länder, die seit dem Dreißigjährigen Krieg von 
den europäischen Großmächten dominiert wurden, stiegen durch die Reichsgründung zu einer 
wehrhaften europäischen Macht auf. 
Nach der Bildung des Deutschen Reiches verlagerte sich der politische Schwerpunkt der 
Macht erstmals in die Mitte Europas und veränderte die bisherigen europäischen Machtver-
hältnisse elementar, denn das "kleindeutsche Bismarck-Reich" gewann überraschend schnell 
maßgeblichen Einfluß in Europa. Aufgrund seiner geographischen Lage übernahm das Deut-
sche Reich zwangsläufig die undankbare Aufgabe des "ungeliebten Mittlers" zwischen West-, 
Nord-, Ost- und Südeuropa.  
Die Gründung des Deutschen Reiches wurde von Großbritannien zunächst "großzügig" ge-
duldet, da trotz des preußisch-österreichischen Bürgerkrieges im Jahre 1866 und des franzö-
sisch-preußischen Krieges von 1870/71 das Gleichgewicht der europäischen Kräfte erhalten 
blieb. Durch das "neue" Deutsche Reich wurde Mitteleuropa sogar erheblich gestärkt, denn 
Rußland erhielt erstmalig wieder einen erstzunehmenden westeuropäischen Gegner. Bis-
marcks Außenpolitik, die sich hauptsächlich auf Europa beschränkte, entsprach damals den 
britischen Vorstellungen. Erst als sich das Deutsche Reich allmählich zu einer führenden In-
dustriemacht entwickelte und der deutsche Kaiser Wilhelm II. später versuchte, direkt in die 
Weltpolitik einzugreifen, sollte sich dieses freundschaftliche deutsch-britische Verhältnis 
grundlegend verändern. 
Wegen der ungünstigen zentralen Lage des Deutschen Reiches und weil die langen Ost- und 
Westgrenzen nicht einfach verteidigt werden konnten, befürchtete Bismarck vor allem einen 
Zweifrontenkrieg gegen Deutschland. Infolge der strategischen Lage und des politischen An-
spruches, als ebenbürtige europäische Kontinentalmacht akzeptiert zu werden, mußte das 
Deutsche Reich damals ständig mit einer möglichen Bedrohung durch mehrere Gegner rech-
nen und verstärkte deshalb allmählich die militärische Landesverteidigung. Diese Aufrüstung 
wurde von den militärisch hochgerüsteten Nachbarstaaten zwangsläufig als Bedrohung einge-
stuft, denn sie fürchteten sich vor deutschen Expansionsbestrebungen.  
Nach dem Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 wollte Reichskanzler Bismarck weitere 
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Konflikte mit anderen Großmächten unbedingt vermeiden, deshalb war Bismarcks Außenpoli-
tik von defensiven und absichernden Bündnissen geprägt. Angesichts der französischen Ver-
geltungspolitik versuchte Bismarck, Frankreich durch geschickte Bündnissysteme zu isolie-
ren. Bismarck schloß zahlreiche Bündnis- und Freundschaftsverträge, um die außenpoliti-
schen Beziehungen mit den direkten und indirekten deutschen Nachbarn zu festigen. Das 
Deutsche Reich, Rußland und Österreich-Ungarn einigten sich 1872 über eine friedliche Ver-
ständigung, das sogenannte "Dreikaiserabkommen", das während der Balkankrise 1886 an den 
Gegensätzen zwischen Österreich und Rußland zerbrach (x089/121).  
Bismarcks Verteidigungsbündnisse und Verträge sicherten damals den Frieden in Europa, 
denn sie verhinderten in erster Linie einen Zusammenschluß der Franzosen und Russen. 
Als die russischen Truppen im Jahre 1878 die türkischen Truppen besiegten und große Teile 
des Osmanischen Reiches besetzten sowie die übrigen Balkanstaaten bedrohten, schalteten 
sich die europäischen Großmächte ein, denn sie wollten den Mittleren Osten und den Balkan 
nicht kampflos an Rußland abgeben. England, Österreich-Ungarn und Frankreich protestierten 
und drohten Rußland mit Krieg. 
Bismarck hielt sich damals bewußt zurück (x145/149): >>... Die Balkanfrage ist mir nicht die 
Knochen eines einzigen pommerschen Grenadiers wert ...<<  
Reichskanzler Bismarck versuchte beim europäischen Kongreß in Berlin im Juni/Juli 1878 
einen Ausgleich zu finden. Nach äußerst schwierigen Verhandlungen konnte schließlich der 
drohende Krieg gegen Rußland verhindert werden.  
Obgleich Bismarck als "ehrlicher Makler" vermittelte, fühlte sich Rußland von den deutschen 
Verhandlungsführern benachteiligt. Das bisher entspannte, wohlwollende deutsch-russische 
Verhältnis war nach dem Berliner Kongreß empfindlich gestört und es entwickelte sich all-
mählich eine verdeckte Feindschaft.  
Der türkische Staat wurde zwar dank der deutschen Fürsprache vor dem sicheren Untergang 
bewahrt, aber die Türken mußten große Gebiete abtreten, die teilweise seit Jahrhunderten un-
ter türkischer Gewaltherrschaft standen. Die wirtschaftliche Schwäche des "kranken Mannes 
am Bosporus" wurde anschließend von den meisten europäischen Staaten ignoriert, denn an 
türkischen Reformen war niemand interessiert. 
Der Versuch, während des russisch-türkischen Krieges im Jahre 1877/78 im Balkan vorzu-
dringen, endete für Rußland enttäuschend. Rußland erhielt lediglich Bessarabien und Teile 
Armeniens, Rumänien bekam zum Ausgleich die Dobrudscha. Die russische Expansionspoli-
tik richtete sich danach verstärkt gegen Persien und Afghanistan und gegen China und Japan. 
Rußland gab seine strategischen Expansionsziele in Südosteuropa aber nicht auf, denn man 
fühlte sich angeblich weiterhin verpflichtet, die "slawischen Brüder" zu befreien. 
Österreich-Ungarn übernahm nach österreichisch-russischen Geheimverhandlungen im Jahre 
1878 Bosnien und Herzegowina. Obwohl die Habsburger vorerst nur das Recht bekamen, die-
se Gebiete zu verwalten, entfesselte die Gebietsübernahme nachhaltig den serbischen Nationa-
lismus und führte schließlich 1914 zum Kriegsausbruch.  
Als die Donaumonarchie immer stärker durch den radikalen Pan- und Jugoslawismus bedroht 
wurde, schlossen Österreich-Ungarn und das Deutsche Reich am 7. Oktober 1879 den sog. 
"Zweibund" gegen Rußland, der bis 1918 in Kraft blieb und gegenseitige Hilfsleistungen bei 
einem russischen Angriff garantierte (x090/228). Dieses verhängnisvolle Bündnis, das später 
den Ausbruch des Ersten Weltkrieges von 1914-1918 förderte, wurde damals vom österreichi-
schen Volk begeistert gefeiert. Nach dem Abschluß des Bündnisses von 1879 fühlten sich die 
bedrängten Österreicher wieder sicher und setzten schon bald ihre arrogante, unheilvolle Bal-
kan-Politik fort. Infolge dieser planlosen und hochmütigen Balkan-Politik geriet die österrei-
chisch-ungarische Donaumonarchie ab 1888 fast ständig in gefährliche Krisen, die das öster-
reichisch-russische Verhältnis bedrohlich belasteten (x054/161).  
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Otto Fürst von Bismarck erklärte am 11. Januar 1887 in einer Rede vor dem Deutschen 
Reichstag (x063/447-448, x237/203): >>... Wir haben keine Bedürfnisse, die wir durch das 
Schwert erkämpfen könnten. ... Blicken sie doch auf die friedliebende Tätigkeit – und ich sage 
das ebensogut nach dem Auslande, wie hier zu dem Reichstage – der Kaiserlichen Politik in 
den letzten 16 Jahren. Nach dem Frankfurter Frieden war unser erstes Bedürfnis, den Frieden 
möglichst lange zu erhalten und zu benutzen, um das Deutsche Reich zu konsolidieren. Diese 
Aufgabe war keine leichte. ... 
Unsere Aufgabe haben wir zuerst darin erkannt, die Staaten, mit denen wir Krieg geführt hat-
ten, nach Möglichkeit zu versöhnen. Es ist uns dies vollständig gelungen mit Österreich. Wir 
stehen mit Österreich in einem so sicheren und vertrauensvollen Verhältnisse, wie es weder 
im Deutschen Bund trotz aller geschriebenen Verträge noch früher im Heiligen Römischen 
Reich jemals der Fall gewesen ist. ...<<  
>>Die ganze orientalische Frage ist für uns keine Kriegsfrage. Wir werden uns wegen dieser 
Frage von niemand das Leitseil um den Hals werfen lassen, um uns mit Rußland zu überwer-
fen. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über Bismarcks Außenpolitik 
(x057/167): >>... Durch die Reichsgründung war eine neue Lage in Europa geschaffen wor-
den. An die Stelle des machtlosen Deutschen Bundes war das geeinte Deutsche Reich getre-
ten. Im Herzen Europas gelegen, mit ausgedehnten, schwer zu verteidigenden Grenzen, be-
deutete ein Zweifrontenkrieg die größte Gefahr für das Deutsche Reich. 
Bismarck, der die auswärtige Politik Deutschlands im wesentlichen allein bestimmte, war 
ernstlich darauf bedacht, das Deutsche Reich zu sichern und in Europa den Frieden aufrecht 
zu erhalten. 
Die größte Bedrohung für das junge Reich bedeutete nach wie vor die Haltung Frankreichs, 
daß Elsaß-Lothringen und die alte Stellung in Europa zurückgewinnen wollte. Schon 1873 
hatte es die letzte Rate der Kriegsentschädigung bezahlt und darauf nach deutschem Vorbild 
die allgemeine Wehrpflicht durchgeführt. Eine großzügige Kolonialpolitik in Hinterindien, 
Nordafrika sollte die Machtgrundlage Frankreichs erweitern. 
Bismarck rechnete zwar mit einem deutsch-französischen Konflikt, warb aber unermüdlich 
um die Verständigung mit Frankreich und förderte sogar dessen koloniale Ausbreitung. Eine 
Zeitlang schien man in Frankreich die Vorteile eines deutsch-französischen Zusammengehens 
zu verstehen. Dann aber trat im Jahre 1885 eine entscheidende Wendung in der auswärtigen 
Politik Frankreichs ein. Die Annäherung des westlichen Nachbarn an Rußland nahm im Jahre 
1887 ihren Anfang und sollte für Deutschland verhängnisvoll werden. 
Zur Sicherung des Reiches beschritt Bismarck schon bald nach der Reichsgründung den Weg 
der Bündnispolitik mit ihren Vorteilen und Gefahren. Um Frankreich und Rußland auseinan-
derzuhalten, erstrebte der Kanzler das Einvernehmen mit dem Zarenreich, dessen Freund-
schaft seit den Befreiungskriegen die stärkste Stütze der preußischen Politik gewesen war. 
Auch gelang es, die Freundschaft Österreichs zu gewinnen und durch Zusammenkünfte im 
Jahre 1872 ein Verteidigungsbündnis - das sog. Dreikaiserabkommen - zwischen Deutsch-
land, Rußland und Österreich abzuschließen. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2009 über die 
Außenpolitik des Deutschen Reiches (x878/...): >>... Wie hätte bei der Ausgangslage 
1870/1871 deutsche Außenpolitik angelegt werden können, damit der neue Staat sicher durch 
die Fährnisse der in Jahrhunderten gewachsenen Interessen der mächtigen Nachbarn hätte ge-
steuert werden können? … 
Man fühlte sich "eingekreist", fand jedoch keinen Weg aus der Isolierung.  
Angesichts der Interessenlage der mächtigen Nachbarn war das auch schwer erreichbar. 
Frankreich hatte sich mit dem Verlust des Status als stärkste Kontinentalmacht und Elsaß-
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Lothringens nicht abgefunden und setzte … mit der Finanzierung grenznaher, strategischer 
Eisenbahnen im Westen des Russischen Reiches fest auf diesen Bündnispartner. Rußland 
konnte seine Interessen im Balkan nicht durchsetzen, da sie mit Interessen von Österreich-
Ungarn kollidierten.  
Die Habsburger Monarchie in Wien zog das Deutsche Reich immer tiefer in die Balkanpro-
bleme hinein, die mit der Erosion des Osmanischen Reiches einhergingen. Berlin konnte und 
wollte diesen letzten europäischen Bundesgenossen nicht verlieren und unterstützte ihn "no-
lens volens". Der wachsende russische Groll traf dann allerdings Berlin direkt. Großbritannien 
betrachtete das Deutsche Reich, das im Begriff stand, das Kräftegleichgewicht in Europa zu 
gefährden und schon aufgrund ökonomischer und demographischer Gegebenheiten in eine 
tendenziell hegemoniale Stellung hinein wuchs, mit wachsendem Mißtrauen.  
Allein durch seine schiere Existenz und seine dynamische demographische und wirtschaftli-
che Entwicklung wurde das Deutsche Reich für die anderen europäischen Großmächte zu ei-
nem provozierenden Störfaktor. Auch wenn die deutsche Politik völlig immobil und passiv 
gewesen wäre, hätte es seltener und überragender diplomatischer Fähigkeiten bedurft, um das 
wachsende Unbehagen der Nachbarn zu verhindern oder auszugleichen. 
Die deutsche Politik verharrte allerdings nicht in Passivität. Die Aufrüstung der Kriegsmarine 
wurde forciert und in London natürlich als Herausforderung wahrgenommen. Auch suchte das 
Deutsche Reich just in den Weltregionen Einfluß zu gewinnen, die noch als leere Flecken er-
schienen, aber nur deshalb, weil sie zwischen Großbritannien und Rußland strittig geblieben 
und deshalb nicht aufgeteilt worden waren. Das betraf mit dem Osmanischen Reich den Bos-
porus, Vorderasien und das Zweistromland (heutiger Irak), sinnfällig geworden durch den Bau 
der Bagdad-Bahn, aber ebenso Afghanistan. Rußland und vor allem Großbritannien empfan-
den das als offene Provokation.  
Die deutsche Politik verhedderte sich in ihrer Aufholjagd um Macht und Einfluß in der Welt 
im Gestrüpp der Interessen der anderen europäischen Großmächte. ...<< 
 
Bismarcks Innenpolitik 
Infolge der Bestätigung der päpstlichen Lehrunfehlbarkeit im Jahre 1870 war Reichskanzler 
Bismarck nicht länger bereit, die bisherige gesellschaftspolitische Machtposition der katholi-
schen Kirche zu akzeptieren, so daß es zwangsläufig zu Auseinandersetzungen kommen muß-
te. Vor allem in Preußen entwickelte sich ab 1871 ein harter Kampf zwischen dem Staat und 
der katholischen Kirche. Im sogenannten "Kulturkampf" bekämpfte Bismarck seit 1871 den 
politischen Katholizismus und die Jesuiten. Der "Kanzelparagraph" bedrohte z.B. regierungs-
kritische Prediger mit Gefängnisstrafen.  
Nach harten Auseinandersetzungen scheiterte Bismarck schließlich an der geschlossenen, un-
erschütterlichen Front der 1870 gegründeten katholischen Zentrumspartei sowie der katholi-
schen Bevölkerung und brach den "Kulturkampf" im Jahre 1878 ab. Bismarck einigte sich 
zwar mit dem neuen Papst Leo dem XIII., den sog. "Kulturkampf" zu beenden, aber wesentli-
che Gesetze und grundsätzliche Verbote, wie z.B. zivile Standesämter, die staatliche Schul-
aufsicht, der sog. "Kanzelparagraph" (bis 1953) und der Ausschluß der Jesuiten (bis 1917) 
blieben unverändert bestehen (x089/294). 
Nach mehreren Sprengstoffanschlägen von Anarchisten wurde am 9. Juni 1884 ein Gesetz 
gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen erlassen. 
Der "eiserne Reichskanzler" verlor später trotz des Sozialistengesetzes - Parteienverbot, Ver-
bot von sozialistischen Zeitungen etc. - zwar den Kampf gegen die Sozialisten, weil er die 
verbissene Zähigkeit der Arbeiterbewegung unterschätzt hatte, aber Bismarck konnte mit Hil-
fe von fortschrittlichen Sozialgesetzen große Teile der Arbeiterschaft für das Deutsche Reich 
gewinnen.  
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Bismarck war zwar ein überzeugter Monarchist und lehnte grundsätzlich alle sozialistischen 
Parteien ab, aber Bismarck erkannte rechtzeitig, daß der Widerstand der deutschen Bevölke-
rung gegen die große soziale Not äußerst gefährliche Formen des Marxismus bzw. Sozialis-
mus angenommen hatte und unbedingt entschärft werden mußte. Der Reichskanzler versuchte 
deshalb, die deutsche Arbeiterschaft durch großzügige soziale Gesetze und mit verbesserten 
Sicherheitsvorschriften zu gewinnen: "Der Staat hat die Pflicht, dem Arbeiter das Recht auf 
Versorgung zu sichern sowie gegen Krankheit und Not zu schützen".  
Reichskanzler Bismarck setzte ab 1883 im Deutschen Reich vorbildliche Sozialgesetze - 
Krankenkassenversicherung im Jahre 1883, Unfallversicherung im Jahre 1884 sowie Invalidi-
täts- und Rentenversicherung im Jahre 1889 - durch, die in der damaligen Zeit einmalig und 
geradezu revolutionär waren. Die Sozialdemokraten lehnten Bismarcks Sozialgesetze zu-
nächst als "Almosen" ab, aber dieses soziale Versicherungswesen setzte sich trotz aller Kritik 
erfolgreich durch und schützte nach der Einführung fast alle Schichten der Gesellschaft ein-
drucksvoll und nachhaltig vor der bisherigen bitteren Not und Verelendung.  
Kaiser Wilhelm II. und die Weimarer Republik setzten Bismarcks Sozialpolitik später fort. 
Die Angestellten- und Arbeitslosenversicherung folgten in den Jahren 1911 und 1927.  
Kaiser Wilhelm der I. starb am 9. März 1888 im Alter von 90 Jahren.  
Friedrich der III., der gründlich auf die Regierungsübernahme vorbereitet war, wurde Nach-
folger seines Vaters Kaiser Wilhelm des I. 
Als Kaiser Friedrich III. bereits am 15. Juni 1888, nach nur 99 Tagen Regierungszeit, an einer 
unheilbaren Krankheit starb, übernahm sein 29jähriger Sohn Wilhelm den Kaiserthron des 
Deutschen Reiches. 
Kaiser Wilhelm II. eröffnete am 25. Juni 1888 im Weißen Saal des Berliner Schlosses den 
Reichstag mit folgender Thronrede (x980/…): >>Geehrte Herren! 
Mit tiefer Trauer im Herzen begrüße Ich Sie und weiß, daß Sie mit Mir trauern. Die frische 
Erinnerung an die schweren Leiden Meines Hochseligen Herrn Vaters, die erschütternde Tat-
sache, daß Ich drei Monate nach dem Hintritt weiland Seiner Majestät des Kaisers Wilhelms 
berufen war, den Thron zu besteigen, üben die gleiche Wirkung in den Herzen aller Deut-
schen, und unser Schmerz hat warme Teilnahme in allen Ländern der Welt gefunden. Unter 
dem Drucke desselben bitte Ich Gott, Mir Kraft zur Erfüllung der hohen Pflichten zu verlei-
hen, zu denen Sein Wille Mich berufen hat. 
Dieser Berufung folgend, habe Ich das Vorbild vor Augen, welches Kaiser Wilhelm nach 
schweren Kriegen, in friedliebender Regierung seinen Nachfolgern hinterlassen, und dem 
auch Meines Hochseligen Herrn Vaters Regierung entsprochen hat, soweit die Betätigung sei-
ner Absichten nicht durch Krankheit und Tod verhindert worden ist. 
Ich habe Sie, geehrte Herren, berufen, um vor Ihnen dem Deutschen Volke zu verkünden, daß 
Ich entschlossen bin, als Kaiser und als König dieselben Wege zu wandeln, auf denen Mein 
Hochseliger Herr Großvater das Vertrauen seiner Bundesgenossen, die Liebe des Deutschen 
Volkes und die wohlwollende Anerkennung des Auslandes gewonnen hat. Daß auch Mir dies 
gelinge, steht bei Gott, erstreben will Ich es in ernster Arbeit. 
Die wichtigsten Aufgaben des Deutschen Kaisers liegen auf dem Gebiete der militärischen 
und politischen Sicherstellung des Reiches nach Außen, und im Innern in der Überwachung 
der Ausführung der Reichsgesetze. Das oberste dieser Gesetze bildet die Reichsverfassung, 
sie zu wahren und zu schirmen, in allen Rechten, die sie den beiden gesetzgebenden Körpern 
der Nation und jedem Deutschen, aber auch in denen, welche sie dem Kaiser und jedem der 
verbündeten Staaten und deren Landesherren verbürgt, gehört zu den vornehmsten Rechten 
und Pflichten des Kaisers. … 
Im Vertrauen auf Gott und auf die Wehrhaftigkeit unseres Volkes hege Ich die Zuversicht, daß 
es uns für absehbare Zeit vergönnt sein werde, in friedlicher Arbeit zu wahren und zu festigen, 
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was unter Leitung Meiner beiden in Gott ruhenden Vorgänger auf dem Throne kämpfend 
erstritten wurde.<< 
 
Bismarcks Rücktritt 
Im Januar 1890 lehnte der Reichstag eine weitere Verlängerung des 1878 erlassenen Soziali-
stengesetzes zur Unterdrückung der sozialistischen Arbeiterbewegung ab. Als sich Reichs-
kanzler Bismarck im Februar 1890 dem sozialpolitischen Programm des Kaisers widersetzte, 
wurde Kaiser Wilhelm II., von seinen persönlichen Beratern gedrängt, Bismarcks eigenmäch-
tigen Führungsstil bzw. die "Vormundschaft des Alten" nicht länger zu akzeptieren. 
Der erfahrene Reichskanzler erklärte am 18. März 1890 seinen Rücktritt und wurde Ende 
März durch Kaiser Wilhelm II. fast unehrenhaft entlassen.  
Otto von Bismarck schrieb später über seine letzten Arbeitstage in Berlin (x237/201): >>Am 
26. März verabschiedete ich mich bei dem Kaiser. Seine Majestät sagte, "nur die Sorge für 
meine Gesundheit" habe ihn bewogen, mir den Abschied zu erteilen. Ich erwiderte, meine Ge-
sundheit sei in den letzten Jahren selten so gut gewesen, wie im vergangenen Winter. ... 
Am 29. März verließ ich Berlin ... unter den vom Kaiser im Bahnhof angeordneten militäri-
schen Ehrenbezeigungen, die ich ein Leichenbegängnis erster Klasse mit Recht nennen konn-
te. ...<< 
Bismarck zog sich nach dem Rücktritt verbittert auf seinen Besitz in Friedrichsruh - im Sach-
senwald bei Hamburg - zurück.  
Otto von Bismarck war spätestens seit der Reichsgründung bis zu seiner Entlassung unbestrit-
ten der führende Staatsmann und der eigentliche Herrscher Preußens bzw. des Deutschen Rei-
ches. Der außergewöhnliche Staatsmann und Meister der Diplomatie, der sich besonders we-
gen seiner Durchsetzungskraft und seines Mutes, eigene Fehler einzugestehen und zu berich-
tigen, auszeichnete, bestimmte länger als 28 Jahre die Außen- und Innenpolitik des Deutschen 
Reiches. Er zählte sicherlich zu den fähigsten Politikern der deutschen Geschichte und prägte 
Deutschland zu einer Wirtschaftsmacht von Weltformat.  
Bismarcks vorausblickende, vorsichtige Bündnispolitik ermöglichte eine friedliche Entwick-
lung in Europa und begründete gegenüber fast allen europäischen Nachbarn eine solide Ver-
trauensbasis. Als der "Bewahrer des europäischen Friedens" und des "militärischen Gleichge-
wichts" im Jahre 1890 seinen Platz zwangsweise räumen mußte, nahm man die Entlassung 
des angesehenen Politikers in fast allen europäischen Hauptstädten mit Bedauern und großer 
Besorgnis auf.  
Bismarck sagte später über sein politisches Lebenswerk (x069/67): >>Es war eine schwere 
Arbeit, uns zusammenzubringen; schwerer aber noch dürfte es sein, uns zu trennen! ...<< 
Der deutsche Nationalökonom und Soziologe Max Weber schrieb später über Bismarcks 
Rücktritt (x058/240, x176/204): >>Ein Vierteljahrhundert stand an der Spitze Deutschlands 
der letzte und größte Junker, und die Tragik, welche seiner staatsmännischen Laufbahn neben 
ihrer unvergleichlichen Größe anhaftete und die sich heute noch immer den Blick vieler ent-
zieht, wird die Zukunft wohl darin finden, daß unter ihm das Werk seiner Hände, die Nation, 
der er die Einheit gab, langsam und unwiderstehlich ihre ökonomische Struktur veränderte 
und eine andere wurde, ein Volk, das andere Ordnungen fordern mußte, als solche, die er ihm 
geben und denen seine cäsarische Natur sich einfügen konnte.  
Im letzten Grunde ist eben dies es gewesen, was das teilweise Scheitern seines Lebenswerkes 
herbeigeführt hat. Denn dieses Lebenswerk hätte doch nicht nur zur äußeren, sondern auch zur 
inneren Einigung der Nation führen sollen, und jeder von uns weiß: das ist nicht erreicht. Es 
konnte mit seinen Mitteln nicht erreicht werden. ...<< 
>>... Was war Bismarcks politisches Erbe? Er hinterließ eine Nation ohne alle und jede politi-
sche Erziehung. ... Und vor allem eine Nation ohne allen und jeden politischen Willen, ge-
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wohnt, daß der große Staatsmann an ihrer Spitze für sie die Politik schon besorgen werde.<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über Bismarcks Rücktritt 
(x281/39): >>... Bismarck, der zeitlebens ein listiger Politiker, aber kein Hasardeur war, wuß-
te genau, in welcher fiebrigen Erregung sich die Völker befanden. Die Stimmung der Zeit war 
aufgekratzt, viele waren geradezu fanatisch auf Eroberung und Unterwerfung aus. Er aber 
wußte: Wer mehr wollte, würde weniger bekommen. 
Der junge Kaiser Wilhelm II. sah es anders. Bismarck mußte im März 1890 abtreten und der 
Monarch ging unverzüglich daran, die nachfolgenden Politiker auf einen "neuen Kurs" festzu-
legen. "Wir wollen niemanden in den Schatten stellen, aber wir verlangen auch unseren Platz 
an der Sonne", meldete der Außenminister des Reiches, Bernhard von Bülow, die deutschen 
Begehrlichkeiten an. ...<< 
Als der sog. "eiserne Reichskanzler" bzw. "Lotse" Otto von Bismarck am 30. Juli 1898 starb, 
wurde sein langer Todeskampf durch düstere Visionen erschwert.  
Bismarcks letzte Worte waren angeblich (x063/449): >>... Hilf! Hilf! ... Serbien ... Türkei ... 
Rußland ... Aber Deutschland! Deutschland! Deutschland! ...<<  
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete im Jahre 1998 über Bismarcks Lebens-
weg (x887/...): >>Politisches Werden Otto von Bismarcks zum Reichskanzler und aktuel-
le Bezüge seiner Politik für uns 
... Doch er ahnte auch die Gefahren, die dem Reich nach seinem Abgang drohten. ... Und aus 
dem Jahre 1898 sind seine Worte überliefert: "Zwanzig Jahre nach dem Tode Friedrichs des 
Großen kam Jena, und zwanzig Jahre nach meinem Ableben wird Deutschland zusammenbre-
chen, wenn es so weiter regiert wird." 
1918 brach in der Tat das Deutsche Reich militärisch zusammen, es brachen seine drei großen 
Stützen, die Dynastien, das Heer und die obrigkeitliche Staatsmacht.<< 
 
Kaiser Wilhelm II. 
Nach Bismarcks Rücktritt begann der leichtfertige, sorglose deutsche Kaiser Wilhelm II schon 
bald einen politischen "Zick-Zack-Kurs", der in Frankreich, Rußland und England mißtrauisch 
beobachtet wurde.  
Der Diplomat Friedrich von Holstein, von 1878-1906 Vortragender Rat im Auswärtigen Amt 
und sogenannte "graue Eminenz", wurde nach Bismarcks Rücktritt persönlicher Berater des 
Kaisers. Holstein übernahm außerdem die inoffizielle Leitung der deutschen Außenpolitik, die 
er von 1890 bis 1906 wiederholt unheilvoll beeinflußte (x069/89).  
Kaiser Wilhelm II., der sich besonders gern mit herrischer Miene, prächtiger Uniform mit Ad-
lerhelm und Säbel präsentierte, war ein großer Bewunderer des britischen Weltreiches. Die 
Briten waren damals die Beherrscher der Weltmeere und besaßen ein riesiges Weltreich "in 
dem die Sonne nicht unterging".  
Der ehrgeizige deutsche Kaiser war nicht bereit, sich weiterhin von den Briten übertrumpfen 
lassen und im Schatten der Großmächte zu stehen, sondern er wollte das Deutsche Reich 
"herrlichen Zeiten" entgegenführen: "Deutschlands Zukunft liegt auf dem Wasser".  
Die neue Kriegsflotte sollte vor allem die deutschen Kolonien und die deutsche Exportwirt-
schaft in aller Welt schützen. England, die größte Seemacht der Welt, betrachtete damals den 
Ausbau der deutschen Flotte natürlich äußerst mißtrauisch. Der deutsche Hochseeflottenbau, 
die starke Industrie- und Handelskonkurrenz, die deutsche Kolonialpolitik und die zunehmen-
den deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen, wie z.B. die erste Eisenbahnkonzession in 
Kleinasien von 1888 sowie die Konzession für die Errichtung der Bagdadbahn im Osmani-
schen Reich von 1899, verschärften zusätzlich die britisch-deutschen Spannungen.  
Der junge deutsche Kaiser vernachlässigte später Bismarcks deutsch-russische Bündnispolitik, 
so daß Frankreich und Rußland schon 1893 ein Militärbündnis gegen das Deutsche Reich ab-
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schlossen. Wilhelm II. war ein selbstgefälliger, unentschlossener Monarch, der keinen diplo-
matischen Instinkt für politische Realitäten besaß. Der "geräuschvolle" Kaiser führte häufig 
unüberlegte Reden und beging im Verlauf seiner Regierungszeit völlig unnötige Fehler, die 
das Deutsche Reich fast völlig isolierten und schließlich hoffnungslos in den österreichisch-
ungarischen Balkankonflikt in Serbien verstrickten. 
Der deutsche Kaiser lehnte es grundsätzlich ab, Bismarcks undankbare Vermittlerrolle zu 
übernehmen. Kaiser Wilhelm der II. wollte die bisherige europäische Machtposition nicht nur 
erhalten, sondern das Deutsche Reich - die sog. "verspätete Nation" - sollte endlich eine an-
gemessene europäische Vormachtstellung erlangen.  
Von 1887-1896 steigerte die deutsche Industrie ihren Welthandelsanteil um 214 % (x090/-
237). Nach diesem rasanten Aufstieg zur zweitstärksten Industrienation wurde die Wirt-
schaftskraft des Deutschen Reiches größtenteils überschätzt. Diese Fehleinschätzungen führ-
ten zu zahlreichen außenpolitischen Fehlentscheidungen. Das Deutsche Reich, das Bismarck 
vorsichtig in das komplizierte europäische Mächtesystem eingeordnet hatte, entwickelte sich 
schon bald zu einer "ruhelosen, unbequemen Großmacht".  
Schlußbemerkungen: Durch die Vereinigung fast aller deutschen Volksstämme verwirklich-
te Bismarck am 18. Januar 1871 einen jahrhundertealten deutschen Traum, den sich die ande-
ren großen europäischen Völker längst erfüllt hatten. Nach mehr als 200jährigen verbissenen 
Anstrengungen und erbitterten Auseinandersetzungen waren die Deutschen wieder unabhän-
gig und handlungsfähig. 
 
Die Gesellschaftliche Ordnung des Deutschen Kaiserreiches 
Die gesellschaftliche Ordnung der damaligen Epoche kannte noch kein demokratisches Wahl-
recht. Das sogenannte "Dreiklassenwahlrecht" in Preußen und in anderen Bundesstaaten war 
von 1849 bis 1918 vom Einkommen bzw. von den gezahlten Steuern abhängig. In extremen 
Fällen verfügte damals ein Fabrikbesitzer über mehrere Hundert Wählerstimmen.  
Nach der Aufhebung des Parteienverbots wurde im Jahre 1890 die "Sozialdemokratische Par-
tei Deutschlands" neu gegründet, aber die damalige Politik dominierten in erster Linie Adel, 
Industrielle und bürgerliche Großgrundbesitzer. Der Einfluß der restlichen Parteien blieb zu-
erst noch relativ gering, aber die Arbeiterpartei der Sozialdemokraten, die bürgerlichen Partei-
en der Mitte und des Zentrums wurden infolge der verbesserten sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse zunehmend einflußreicher und selbstbewußter. Die Vertreter der Arbeiterpartei 
kritisierten damals öffentlich den stark ausgeprägten Militarismus, die ersten Anfänge des 
deutschen Imperialismus und den altbekannten Feudalismus. Die Arbeiterbewegung der Sozi-
aldemokraten erhielt bei den Reichstagswahlen im Jahre 1890 bereits 1.427.000 Wählerstim-
men und stellte 35 Abgeordnete. 
Der Deutsche Reichstag entwickelte damals vorbildliche Gesetzeswerke, wie z.B. die Zivil- 
und Strafprozeßordnung: 1871/1877, das BGB: 1900, und zählte in jener Zeit zu den angese-
hensten europäischen Parlamenten. Die fortschrittlichen deutschen Gesetze wurden sogar oft-
mals komplett von Nachbarländern übernommen. 
Thomas Woodrow Wilson, von 1913-1921 nordamerikanischer Präsident, lobte im Jahre 1892 
die preußische Staatsführung (x063/379): >>Der preußische Staatsaufbau ist ein Vorbild für 
die höchste Entwicklung der Selbstverwaltung in Deutschland. Preußen hat sich bemüht, seine 
Verwaltung vollkommener auszubilden als irgendein anderer Staat Europas. ...<< 
Die US-Professorin für europäische Geschichte in Berkeley, Margaret Lavinia Anderson, be-
richtete am 28. November 2009 in der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" über 
die politische Kultur des Deutschen Kaiserreiches (x887/...): >> … Das Kaiserreich war viel 
demokratischer als andere Länder Europas 
In "Lehrjahre der Demokratie - Wahlen und politische Kultur im Deutschen Kaiserreich" führt 
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sie an, daß deutsche Männer - Frauenwahlrecht gab es noch nirgends - seit 1867 im Norddeut-
schen Bund gleich und geheim und seit 1871 im Reich wählen durften.  
Nur die Griechen und Franzosen … durften früher mitentscheiden. Gleiches Wahlrecht gab es 
in England erst 1949, in den gesamten USA erst 1965.  
Deutsche wählten bis 1893 alle drei, dann alle fünf Jahre, Briten normalerweise nur alle sie-
ben Jahre. Der Reichstag wählte zwar nicht die Regierung, war aber praktisch so mächtig wie 
andere Parlamente.  
Anderson entdeckte in zehn Jahren Forschung bis in Lokalblätter hinein in Deutschland eine 
höhere Wahl- und politische Kultur als anderswo: Kaum Gewalt, Betrug und Bestechung, die 
man noch nach 1945 in den USA beklagte, jedoch, wie überall, Druck von Mächtigen in Wirt-
schaft und Verwaltung. Aber die Wahlprüfkommission des Reichstags annullierte nach sol-
chen Verstößen, besonders amtlicherseits, meist die Wahl und verfügte eine Neuwahl. Beste-
chung von Kommunen durch sachlich nicht gebotene Investitionen, wie in Frankreich üblich, 
"verletzte das deutsche Gefühl für Anstand" und scheiterte am Rechtsbewußtsein der Beam-
ten.  
Weil der "Obrigkeitsstaat" vor allem Rechtsstaat war, schützte er die Wähler besser als andere 
Staaten. Im Reich waren Wahlanfechtungen staatlich und kostenlos, in England teure Privat-
sache; in den USA sind sie noch heute schwierig. Die Bürger bestanden mit Zivilcourage auf 
ihren Rechten und bildeten eher als anderswo starke Parteien, die Halt und echte Alternativen 
boten - und Beobachter für ordnungsgemäße Wahlen. …  
Jeder Abgeordnete war gemäß Verfassung Vertreter des ganzen Volkes. … 
Polizeiliche Verstöße wurden schnell korrigiert. Der Reichstag hob durch einfaches Votum 
vorherige Verhaftungen und Gerichtsverfahren für die Wahlperiode auf. Es gab Fairneß: So 
sammelten bürgerliche Progressive große Summen für Familien von Sozialisten, die Hamburg 
aufgrund der Sozialistengesetze ausgewiesen hatte; Zentrumsabgeordnete waren Strafverteidi-
ger für Sozialisten. 
In Wahlversammlungen wählten die Anwesenden den Vorsitzenden; waren die Gegner in der 
Mehrheit, konnte es auch einer der ihren sein. Nach dem Hauptredner kam immer eine andere 
Partei durch einen "Diskussionsredner" mindestens 30 Minuten zu Wort.  
Andersons Buch "Lehrjahre der Demokratie - Wahlen und politische Kultur im Deutschen 
Kaiserreich", gilt in den USA als akademisches Standardwerk zur Geschichte des deutschen 
Kaiserreichs. ...<< 
Schlußbemerkungen: Im Deutschen Reich gab es viele hochgebildete, kritische Staatsbürger. 
Die deutschen Bildungseinrichtungen waren für damalige Verhältnisse international anerkannt 
und führend. Obgleich das deutsche Volk in jener Zeit nur über beschränkte Mitwirkungsrech-
te verfügte, waren die Deutschen keine bedingungslos unterdrückten Untertanen. 
 
Der Kampf um die Weltmacht: Die Wirtschafts-, Kolonial- und Weltmachtpolitik der 
imperialistischen Großmächte  
Wirtschafts- und Exportaufschwung des Deutschen Reiches 
Infolge des siegreichen französisch-deutschen Krieges von 1870/71, der konsequenten Indu-
strialisierung und Bismarcks Schutzzollpolitik zur Sicherung des heimatlichen Marktes, be-
gann im Deutschen Reich ein kräftiger Wirtschafts- und Exportaufschwung.  
Ab 1872 wurden die Kohleförderung, Eisen- und Stahlverarbeitung erheblich gesteigert. In 
der Schwerindustrie entstanden zahlreiche private Großbetriebe, wie z.B. Krupp, Blohm und 
Voß, AEG, Benz und die Daimler Werke. Die rasante Weiterentwicklung der Naturwissen-
schaften, Technik und Forschung ermöglichte die Errichtung neuer Industriezweige, wie z.B. 
Arzneimittel, Farbstoffe etc. Aus den zahlreichen kleinen deutschen Privatbanken entwickel-
ten sich mehrere Großbanken. Der führende Bankplatz wurde die neue Reichshauptstadt Ber-
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lin. Die Vereinheitlichung und Verstaatlichung der Eisenbahn verbesserten nach 1897 das 
deutsche Transportwesen nachhaltig.  
Das Deutsche Reich stieg unerwartet schnell vom Agrarstaat zur führenden europäischen In-
dustrienation auf, so daß die große Zahl der Arbeitslosen und der deutschen Auswanderer 
merklich zurückging. In den großen deutschen Industrierevieren an Rhein-Ruhr, in Sachsen 
und in Oberschlesien wurden schon bald zusätzliche Arbeitskräfte benötigt, deshalb wander-
ten Tausende von Polen, Ungarn und Italienern langfristig in das Deutsche Reich ein.  
Nach der Reichsgründung im Jahre 1871 nahm das Tempo der Industrialisierung in Deutsch-
land enorm zu (x176/205): >>Um 1830 hatten vier Fünftel der Bevölkerung ihren Lebensun-
terhalt in der Landwirtschaft gefunden. Mitte der achtziger Jahre war es knapp die Hälfte.  
Die Industrie entfaltete sich in fast märchenhafter Weise: Zwischen 1871 und 1874 entstanden 
genau so viele Hochöfen, Eisenhütten und Maschinenfabriken wie in der Zeit von 1800 bis 
1870. An die Stelle der handwerklichen Einzelanfertigung trat die Massenfabrikation im 
Großbetrieb.  
Die Produktivität der Industrie stieg zwischen 1870 und 1890 um die Hälfte, im Braunkohlen-
bergbau um das Doppelte, in der Roheisenerzeugung gar um das Fünffache. Entsprechend 
wuchs das Bankkapital, bei der Deutschen Bank z.B. von 15 auf 100 Millionen, und die Zahl 
der Effekten (Aktien) an der Berliner Börse vervierfachten sich im gleichen Zeitraum.  
Eine wesentliche Triebkraft des wirtschaftlichen Aufschwungs war der zukunftssichere Opti-
mismus, der dem siegreichen Krieg und seinen politischen Folgen entsprang.<< 
 
Die Kolonialpolitik der imperialistischen Großmächte (1870-1899) 
Das 19. Jahrhundert wurde besonders von den Kämpfen um Kolonien in Afrika und Asien 
geprägt.  
In den Jahren 1804-1883 wurde der Sklavenhandel verboten und abgeschafft. Die Sklaven-
händler der europäischen Kolonialmächte verschleppten in der Zeit von 1520 bis 1850 etwa 8 
bis 10 Millionen Afrikaner gewaltsam nach Amerika (x056/104). Die internationalen Schät-
zungen, wieviel Afrikaner tatsächlich durch den Sklavenhandel umkamen, schwanken zwi-
schen 20 und 50 Millionen Menschen (x056/104). 
Während England, Frankreich, Holland, Spanien und Portugal schon seit Jahrhunderten ihre 
zahlreichen Kolonien ausplünderten - menschenverachtender Sklavenhandel etc. -, erwarben 
deutsche Kaufleute und Afrikaforscher, wie z.B. Gustav Nachtigal, Carl Peters und Hermann 
von Wissmann, erst in den Jahren 1883-1885 einige Kolonien in Deutsch-Südwestafrika, To-
go, Kamerun, Deutsch-Ostafrika und in Neuguinea, die später unter den Schutz des Deutschen 
Reiches gestellt wurden.  
Die deutsche Kolonialpolitik wurde später verstärkt eingesetzt, um die Massenauswanderung 
wichtiger Bevölkerungsteile zu verhindern. Die deutschen Kolonien besaßen für das Deutsche 
Reich keinen großen wirtschaftlichen Wert, denn sie waren größtenteils jahrelang nur Zu-
schußunternehmen. 1912 betrug die Ausfuhr in die deutschen Kolonien z.B. Waren im Wert 
54,5 Millionen Mark, während man gleichzeitig Waren im Wert von 58,6 Millionen Mark aus 
den Kolonien importierte (x074/1.006).  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die deutsche Außenpolitik 
(x307/194-195): >>Das Hauptziel der deutschen Außenpolitik in der Ära Bismarcks war es, 
die Entstehung einer feindlichen Koalition der Großmächte zu verhindern. ... 
Doch Bismarcks Strategie hatte auch ihren Preis. Sie erforderte, daß Deutschland unter seinen 
Möglichkeiten blieb, sich aus dem Wettlauf um Futterplätze in Afrika, Asien und anderswo 
heraushielt und tatenlos zusah, während andere Mächte um die globale Machtaufteilung strit-
ten. …  
Der Gedanke an koloniale Besitzungen – die man sich als Eldorado mit billigen Arbeitskräf-
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ten und Rohstoffen vorstellte sowie als boomenden Exportmarkt, in dem eine wachsende Be-
völkerung aus Einheimischen und Siedlern fleißig Waren aus dem Mutterland kaufte – war für 
die deutsche Mittelschicht ebenso verführerisch wie für die etablierten europäischen Reiche. 
Es darf nicht vergessen werden, daß schon bescheidene deutsche Bemühungen, die machtpoli-
tischen Beschränkungen für eine Expansion zu überwinden, auf erbitterten Widerstand seitens 
der Weltmächte stießen. ... 
Seine Versuche, zumindest einen Anteil an den mageren Portionen zu bekommen, die noch 
erhältlich waren, stießen in der Regel auf energischen Widerstand seitens des etablierten 
Clubs der Weltmächte. ...<< 
Der französische Ministerpräsident Jules Ferry schrieb im Jahre 1882 über die Zukunft des 
französischen Kolonialreiches (x239/174): >>Sollte beispielsweise die französische Flagge in 
Tongking eingeholt werden, wie verschiedentlich vorgeschlagen wird, so würden Deutschland 
oder Spanien dort unverzüglich an unsere Stelle treten.  
Die Konkurrenz zwischen den Nationen wird immer heftiger im Streit um diese weit entfern-
ten Absatzmärkte, diese Niederlassungen an den Toren zur Barbarei … 
Ist dies der Augenblick, an dem Frankreich heimkehren, sich in sich selbst zurückziehen, sich 
auf eine Politik der Seßhaftigkeit ... beschränken kann – eine Politik, die im nächsten Jahr-
hundert für die zur Unterlegenheit verurteilten oder vom Niedergang bedrohten Völker kenn-
zeichnend sein wird? 
Wir ersehnen für Frankreich eine andere Bestimmung. ...<<  
Der spätere Ministerpräsident der britischen Kapkolonie, Cecil Rhodes, erläuterte im Jahre 
1877 einige Ziele der britischen Kolonialpolitik (x073/1, x056/302): >>Ich behaupte, daß wir 
die erste Rasse in der Welt sind und daß es für die Menschheit um so besser ist, je größere 
Teile der Welt wir bewohnen. Ich behaupte, daß jedes Stück Land, das unserem Gebiet hinzu-
gefügt wird, die Geburt von mehr Angehörigen der englischen Rasse bedeutet, die sonst nicht 
ins Dasein gerufen worden wären. Darüber hinaus bedeutet es einfach das Ende aller Kriege, 
wenn der größere Teil der Welt in unserer Herrschaft aufgeht. ...<< 
>>... Da Gott offenkundig die englischsprechende Rasse zu seinem auserwählten Werkzeug 
formt, durch welches er einen Zustand der Gesellschaft hervorbringen will, der auf Gerechtig-
keit, Freiheit und Frieden gegründet ist, muß er offensichtlich wünschen, daß ich tue, was ich 
kann, um jener Rasse so viel Spielraum und Macht wie möglich zu geben.  
Daher, wenn es einen Gott gibt, denke ich, er möchte gern von mir, daß ich so viel von der 
Karte von Afrika britisch rot anmale als möglich und anderswo tue, was ich kann, um die 
Einheit zu fördern und den Einfluß der englisch sprechenden Rasse auszudehnen.<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über den britischen Koloni-
alpolitiker Cecil Rhodes (x281/16): >>... Der Mann ging als der rücksichtsloseste Koloniali-
sierer in die afrikanische Geschichte ein. Sein Schlachtruf überdauerte die Jahrhunderte: 
"Ausdehnung ist alles." 
Die Hymne seiner Soldaten war befeuert vom Überlegenheitsgefühl, das sich zur Unterstüt-
zung gern auch der gerade erfundenen Maschinengewehre vom Typ "Maxim" bediente: 
Vorwärts Ihr königlichen Soldaten, auf ins heidnische Land. 
Die Gebetsbücher in Euren Taschen, die Gewehre in der Hand. 
Tragt die ruhmreiche Botschaft dorthin, wo gehandelt werden kann, es ist nicht schwer 
verbreitet die Botschaft – mit einem Maxim-Gewehr. …<< 
Die englische Zeitung "The Times" berichtete am 2. März 1893 über die Rede des liberalen 
Politikers Lord Rosebery (x239/173): >>Wir sind im Augenblick damit beschäftigt, "Schürf-
rechte für die Zukunft abzustecken", wie es in der Sprache der Bergleute heißt. 
Was wir ins Auge zu fassen haben, ist nicht, was wir im gegenwärtigen Augenblick nötig ha-
ben, sondern was wir in Zukunft einmal nötig haben werden. 
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Wir haben in Erwägung zu ziehen, welche Länder entweder von uns oder gegebenenfalls von 
einer anderen Nation entwickelt werden müssen, und wir dürfen dabei nicht vergessen, daß es 
ein Teil unserer Verantwortlichkeit und der uns überkommenen Verpflichtung ist, dafür Sorge 
zu tragen, daß die Welt, soweit sie von uns geprägt werden kann, angelsächsischen und nicht 
einen anderen Charakter erhält. ... 
Wir müssen die Blicke ... auf die Zukunft des Volkes richten, ... und meiner Meinung nach 
würden wir ... völlig versagen, wenn wir vor der Verantwortung zurückschrecken und den 
Anteil nicht annehmen sollten, der uns im Zuge der Aufteilung der Welt zufällt. ...<<  
Als man in den Burenstaaten Transvaal - heute Südafrikanische Republik - und Oranje-
Freistaat riesige Gold- und Diamantenfelder entdeckte, strömten Tausende von Engländern in 
das Land. Cecil Rhodes, von 1890 bis 1896 Ministerpräsident der englischen Kapkolonie, "ei-
ner der größten Imperialisten seiner Zeit", organisierte daraufhin 1895/96 einen Aufstand in 
der Südafrikanischen Republik, der jedoch von den Buren niedergeschlagen wurde.  
Während des "Burenkrieges" von 1899-1902 setzten sich die Buren erbittert zur Wehr.  
Der britische Oberbefehlshaber Lord Horatio H. Kitchener ließ damals in Südafrika erstmalig 
Konzentrationslager für Frauen, Kinder und Greise einrichten, um den Widerstand der kämp-
fenden Männer zu brechen (x069/75).  
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Imperialisten des 
19. Jahrhunderts (x281/19,20): >>... Damals ging es zum ersten Mal um jene Dinge, um die 
sich auch heute alles dreht: Arbeitslosigkeit und Ausbeutung, Rohstoffhunger und Expansi-
onslust, Arbeiterrechte und Unternehmergewinn, und für die Staaten ging es seit jeher um die 
Fragen aller Fragen: Knechtschaft oder Weltherrschaft? 
Als die ersten Fabriken ihre Arbeit aufnahmen und wenig später auch die großen Kriegsschif-
fe unter Dampf vom Stapel liefen, hatte ein Typus Mensch seinen Auftritt, der im kollektiven 
Gedächtnis als Widerling überlebte. Er war bemerkenswert schon deshalb, weil er sich dazu 
bekannte, ein Raufbold zu sein. Er nannte sich Imperialist, was so rücksichtslos klang, wie es 
gemeint war. Kunst und Kultur waren sein Dekor, der Gewaltanwendung im Inneren wie im 
Äußeren aber galt seine Leidenschaft, die Welt war für ihn ein großer Abenteuerspielplatz. 
Englands Königin Victoria schickte die Royal Navy in aller Herren Länder, um ein Territori-
um zu erobern, das ihr Heimatland um ein Vielfaches übertraf. Spaniens Herrscher führten 
allein in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fünf überseeische Kriege, die zum Ärger des 
Königshauses allerdings alle verloren gingen. Napoleon hat von seinen 16 Jahren an der Spit-
ze Frankreichs kaum eines ohne Krieg ausgehalten. Der Freiheitsruf des französischen Bürger-
tums – Liberté, Egalité, Fraternité wurde in der Praxis anders übersetzt: Infanterie, Kavallerie, 
Artillerie. 
Das Kolonialfieber hatte ausnahmslos alle Schichten der europäischen Nationen angesteckt. 
...<< 
>>... Die Mächtigen lebten wie die Fische im Wasser, es umgab sie eine Gesellschaft, in der 
die Sitten so ungehobelt waren wie die Sprache. Schriftsteller und Verleger, die Männer der 
Wirtschaft und die Mehrzahl der kleinen Leute feuerten ihre Präsidenten und Kaiser an, nur ja 
kein Pardon zu geben. 
In England legte Charles Darwin seine Theorie vom "Kampf ums Dasein" vor, wonach nur die 
"Passendsten" überlebten. In Amerika sprach man von der "auserwählten angelsächsischen 
Rasse" … 
In Deutschland fühlte man sich in ähnlicher Weise auserwählt, Großes und sogar Größtes zu 
leisten. An jeder Straßenecke war im ausgehenden Jahrhundert von Weltherrschaft die Rede. 
...<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über den europäi-
schen Imperialismus (x192/402-403): >>... Selbst in vormals unzulänglichen Regionen, wie 
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Kenia oder Nigeria, konnten nun mit Hilfe der Bahn und moderner Bewässerungssysteme 
Plantagen angelegt werden, in denen mit großem Profit Tee, Kaffee, Baumwolle, Tabak, Sisal 
und Kakao angebaut wurden. Rückständige Gebiete dieser Art waren so lange nicht koloni-
siert worden, wie die Weißen keine wirkungsvollen Mittel gegen die Tropenkrankheiten (vor 
allem Malaria) besaßen, was sich jedoch seit etwa 1830 änderte, als die Massenproduktion 
von Chinin einsetzte. 
Alle Versuche, sich gegen die Europäer zur Wehr zu setzen, ob sie nun von den Zulus im Sü-
den oder Moslems im Norden Afrikas ausgingen, wurden brutal niedergeschlagen. Gegen die 
Flinten und Maschinengewehre der Weißen war kaum etwas auszurichten. 
Dieser Imperialismus war in Europa natürlich nichts Neues. Schließlich bestanden die alten 
Kolonialreiche - Spanien, Portugal, Niederlande, Frankreich und Großbritannien - schon seit 
300 Jahren. Doch nach 1870 beflügelte die Jagd nach neuen Kolonien immer mehr die Phan-
tasie der Europäer; Überseebesitzungen wurden zum Symbol nationaler Stärke.  
Ihre Existenz wurde gelegentlich mit missionarischen Ideen gerechtfertigt - es sei "die Bürde 
des weißen Mannes", den unterworfenen Völkern Kultur und Aufklärung zu bringen -, häufi-
ger jedoch einfach als eine gottgegebene Belohnung für die Überlegenheit der eigenen Rasse 
betrachtet. So pflegte Cecil Rhodes, der reichste Mann im südlichen Afrika, zu seinen Freun-
den zu sagen, wer als Brite zur Welt komme, habe den ersten Preis in der Lotterie des Lebens 
gewonnen. 
Doch auch als Belgier, Deutscher oder Franzose hatte man kein schlechteres Los. 1881 be-
mächtigte sich Leopold II., König der Belgier, des gesamten Kongobeckens und ließ es mit 
grausamsten Methoden als seinen Privatbesitz ausbeuten. … 
Andere Teile des Kontinents wurden von Italien, Spanien und Portugal beansprucht, so daß es 
1914 kaum einen Fahnenmast in Afrika gab, von dem nicht eine europäische Fahne flatterte. 
In Asien breiteten sich die Wellen des Imperialismus nicht weniger stürmisch aus. Nach 1820 
begann das russische Zarenreich, gegen die moslemischen Khanate der asiatischen Steppe 
vorzugehen … 
Ein Reich nach dem anderen fiel – 1865 Taschkent, 1868 Samarkand und Buchara. 1884 
Merw -, wodurch die russische Grenze bis zum Himalaja und zur Grenze Indiens vorgescho-
ben wurde. Dort hatten die Briten nach ihrem Sieg über den Herrscher von Mysore und die 
Marathen-Konföderation ihre Macht durch Kriege im Pandschab, in Afghanistan und Sind im 
Westen sowie in Burma im Osten … beständig ausweiten können. ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Folgen des Imperia-
lismus (x281/34-35): >>... Der Weltkrieg um Wohlstand hatte begonnen, lange bevor die Mi-
litärs der europäischen Länder sich für den Ersten Weltkrieg in Stellung brachten. 
Niemand bemerkte zunächst das herannahende Unheil. Daß schon bald 15 Millionen Europäer 
auf den Schlachtfeldern liegen würden, schien den Zeitgenossen ganz und gar undenkbar.  
Die Machtübernahme in den Kolonien streichelte die Seele und füllte vielerorts auch ihre 
Schatztruhen. Sie hatten ohne allzu große Mühen und Kosten etwa ein Viertel des Erdballs 
neu aufgeteilt. Der Wohlstand im Westen stieg, der Welthandel erlebte seine vorläufige Blüte. 
Die Tonnage der Handelsschiffe hatte sich von 1850-1875 vervierfacht und stieg in den fol-
genden vier Jahrzehnten nochmals um das Doppelte. Ein kraftvolles Europa war auf dem Ze-
nit seiner Macht und seines Ansehens in der Welt angekommen. ... 
Die Imperialisten der ersten Stunde kannten keine Scham. Sie kamen als Besatzer und Protek-
toratsverwalter, als Förderer ihrer heimischen Wirtschaft und kühl kalkulierende Zerstörer all 
dessen, was dabei hinderlich war.  
Auf kulturelle Traditionen und Menschenleben wurde keine allzu große Rücksicht genom-
men, der Imperialist war ein Angreifer aus Überzeugung, der Mitleid als Ausdruck von Wil-
lensschwäche empfand. ...<< 
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Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2009 über die 
deutsche Außenpolitik im 19. und 20. Jahrhundert (x878/...): >>... Die Interessen der euro-
päischen Großmächte: Großbritannien, Frankreich, Rußland 
Die Gründung des Deutschen Reiches durch Bismarck 1870/1871 fand in einem europäischen 
Kontext statt, in dem die bestimmenden großen Mächte, Großbritannien, Frankreich und Ruß-
land eine seit Jahrhunderten eingespielte und erprobte Interessenpolitik verfolgt und abge-
steckt hatten.  
Der Neuankömmling, das Deutsche Reich, mußte seine Rolle erst finden und seine Interessen 
so definieren, daß sie im Abgleich mit den Interessen der Nachbarn stabile und tragfähige 
Verhältnisse in Europa ermöglichten. Das war nicht geglückt, wie man weiß. 
Die Interessen Großbritanniens können knapp mit der Aufrechterhaltung eines europäischen 
"Gleichgewichts der Mächte", der "Balance of Power" beschrieben werden. Sie garantierte 
England die Seeherrschaft und gab ihm die Rolle eines Schiedsrichters und Züngleins an der 
Waage in den Machtkämpfen auf dem europäischen Kontinent. Stets fand sich London auf der 
Seite derer, die den Machtzuwachs eines kontinentalen Rivalen und die Erringung einer he-
gemonialen Vorherrschaft bekämpften. … 
Wichtig war für London die Herrschaft auf den Weltmeeren als Voraussetzung für den Auf- 
und Ausbau des Empire, des gigantischen Kolonialreiches, das auszubeuten war und dem 
Heimatland enorme Reichtümer zuführte. Zum britischen Konzept gehörte auch, an der Eng-
land gegenüber liegenden Kanalküste keine Präsenz einer starken europäischen Kontinental-
macht zu dulden, die die englische Seeherrschaft beeinträchtigen könnte. Insgesamt handelt es 
sich um klare Interessenpositionen, die in Jahrhunderten gegen andere Mächte in erbitterten 
und langwierigen Kriegen durchgesetzt und siegreich behauptet worden waren. … 
Frankreichs Interessen waren die der stärksten europäischen Kontinentalmacht. Zunächst 
mußte Frankreich das Haus Habsburg zurückdrängen, das in Europa bis ins 17. Jahrhundert 
unter anderen die Landmassen der österreichischen Erblande einschließlich Böhmen und 
Mährens, Spanien, das heutige Belgien und jenseits des Atlantik Mittel- und Südamerika be-
herrschte.  
Nach den Wirren der Religionskriege war es Richelieu Anfang des 17. Jahrhunderts gelungen, 
Frankreich zu zentralisieren und sein inneres Machtgefüge so zu festigen, daß es nach dem 
Dreißigjährigen Krieg im Westfälischen Frieden 1648 zur stärksten Kontinentalmacht auf-
stieg.  
Voraussetzung war eine entscheidende Schwächung der Habsburger, die eine Zerstückelung 
Deutschlands in "souveräne" Einzelstaaten einschloß. Der Habsburger Kaiser konnte in 
Deutschland nicht die Oberhoheit und dieselbe Zentralisierung durchsetzen, wie sie in Frank-
reich Richelieu gelungen war. Im Dreißigjährigen Krieg waren die Anläufe der Habsburger 
Kaiser endgültig gescheitert.  
Frankreichs Interesse bestand in der Folgezeit darin, die Kleinstaaterei in Deutschland auf-
rechtzuerhalten. Die bayrisch-habsburgischen und habsburgisch-preußischen Rivalitäten in 
Deutschland galt es zu schüren, das Souveränitätsstreben der deutschen Kleinstaaten zu stär-
ken und die Bundesverfassung, sei es in Form des Heiligen Römischen Reiches bis Ende des 
18. Jahrhunderts und des Deutschen Bundes nach 1815 zu schwächen. … 
Rußland war erst verhältnismäßig spät in das europäische Mächtekonzert eingetreten. Der 
Durchbruch als östliche Flügelmacht erfolgte mit Zar Peter und Zarin Katharina im 17./18. 
Jahrhundert, endgültig in den napoleonischen Kriegen zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Ruß-
land war an einer ungehinderten Ausdehnung seiner Macht auf dem eurasischen Kontinent 
nach Osten interessiert, der nicht durch europäische Mächte wie Schweden im 17. Jahrhundert 
oder Frankreich zu Beginn des 19. Jahrhunderts behindert werden sollte.  
Eine potentiell bedrohliche Machtzusammenballung in Mitteleuropa stand im Gegensatz zu 
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russischen Interessen. Vielmehr war Rußland an einer Mittelmacht in Mitteleuropa mit An-
lehnungsbedürfnis an Rußland interessiert, die gegebenenfalls russische Interessen wahrneh-
men konnte und würde. Diese Macht fand sie in Preußen, das nach der verheerenden Nieder-
lage gegen Napoleon nur aufgrund russischer Unterstützung nicht untergegangen war. Ruß-
land suchte außerdem den offenen Zugang zum Meer in der Ostsee, aber auch über den Bos-
porus. Den Anschluß an die technologische Entwicklung in Europa hatte Rußland früh als 
vital erkannt, blieb jedoch schwankend im Hinblick auf kulturelle Einflüsse. … 
Alles hätte so bleiben können, wie es war, wäre da nicht der Ehrgeiz der Deutschen gewesen, 
nun selber auch einen Nationalstaat zu gründen und damit an der allgemeinen europäischen 
Entwicklung teil zu haben. Die Deutschen waren nicht die einzigen, die an der bestehenden 
internationalen Ordnung rüttelten. Das gleiche galt für Italien, die Völker Mittel- und Osteu-
ropas und des Balkan. Auch sie strebten nationale Einheit und Unabhängigkeit an. 
Die Gründung des Deutschen Reiches 1870/1871 veränderte die internationale Lage in Europa 
entscheidend. Frankreich hatte im Verlauf der deutschen Einigungskriege, die auch Italien 
einbezogen, nicht nur den deutsch-französischen Krieg sondern auch den Status als stärkste 
Kontinentalmacht verloren. Rußland mußte erkennen, daß das Deutsche Reich kein größeres 
Preußen war, das im außenpolitischen Orbit von Rußland verharrte, sondern zunehmend eine 
Politik aus eigenen Interessen verfolgte. Das galt besonders für den Balkan, wo Deutschland 
den Verbündeten Österreich-Ungarn stützte und sich mit dem Osmanischen Reich liierte, was 
im Zarenreich mit wachsendem Groll als Behinderung russischer Interessen wahrgenommen 
wurde.  
Großbritannien schließlich hatte schon die deutsche Einigung mit Mißtrauen betrachtet.  
Deutschland war stärkste Kontinentalmacht geworden - für London prinzipiell ein Grund er-
höhter Wachsamkeit und Mißtrauens. Die demographische und wirtschaftliche Dynamik 
Deutschlands nach 1870/1871 konnte das Mißtrauen nur verstärken, zumal Deutschland auch 
wirtschaftlich immer mehr als Konkurrent empfunden wurde. ...<< 
 
Die wirtschaftliche Entwicklung des Deutschen Reiches und der damaligen gegnerischen 
Großmächte 
Während der Weltausstellung in Philadelphia im Jahre 1876 wurden die meisten deutschen 
Industrieprodukte von mißgünstigen ausländischen Konkurrenten gewöhnlich als "billig und 
schlecht" bezeichnet (x233/104). 
Die deutsche Exportwirtschaft verkaufte jedoch im Jahre 1880 bereits Güter im Wert von 6,0 
Milliarden Goldmark und belegte damit den vierten Platz hinter den führenden Exportnatio-
nen Großbritannien, Frankreich und USA (x256/1).  
Infolge der überhasteten Industrialisierung verschuldete sich Rußland von 1880-1910 hoff-
nungslos bei den westeuropäischen Staaten - Deutsches Reich, Frankreich und England - und 
bei Nordamerika.  
Ab 1887 zwang Großbritannien das Deutsche Reich, sämtliche Exportgüter mit der Her-
kunftsbezeichnung "Made in Germany" zu kennzeichnen. Diese diskriminierende Kennzeich-
nungspflicht konnte die aufstrebende deutsche Industrie- und Handelsmacht jedoch nicht auf-
halten, sondern die britischen Zwangsauflagen förderten sogar nachweislich die deutsche Ex-
portwirtschaft.  
Der britische Kolonialminister Joseph Chamberlain erklärte 1887 im Parlament (x233/117): 
>>Das Reich ... ist der Handel. Es wurde durch den Handel geschaffen, es ist auf den Handel 
gegründet und könnte nicht einen Tag ohne Handel existieren. ...  
Wäre es morgen möglich, das britische Reich mit einem Federstrich auf das Vereinigte König-
reich zu reduzieren, so würde wenigstens die Hälfte unserer Bevölkerung Not leiden. ... Ist es 
nicht ... sicher, daß der größere Teil des afrikanischen Kontinents von unseren Wettbewerbern 



 24 

im Handel besetzt worden wäre, die dazu geschritten wären, diesen großen mächtigen Markt 
dem britischen Handel zu verschließen? ... 
Unter diesen Umständen wäre es für uns eine Frage auf Leben und Tod, daß wir nicht von 
diesen Märkten der Zukunft ... ausgeschlossen würden.<<  
Die deutsche Exportwirtschaft verkaufte im Jahre 1890 Güter im Wert von 7,5 Milliarden 
Goldmarkt und belegte damit den zweiten Platz hinter der führenden Exportnation Großbri-
tannien, danach folgten die USA und Frankreich (x256/1).  
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die nordamerikanische 
Wirtschaftskraft am Ende des 19. Jahrhunderts (x281/52-53): >>Die Wirtschaftskraft der Ver-
einigten Staaten von Amerika wuchs in den Jahren 1870 bis 1880 je Einwohner um 2,7 Pro-
zent. Die Briten schafften nicht mal das halbe Tempo. Und so ging es weiter bis zum Kriegs-
beginn: plus 1,5 Prozent Wachstum je Einwohner in den USA über 30 lange Jahre, in denen 
Großbritannien nur noch zwei Drittel davon schaffte. Der relative Abstieg des Empires hatte 
begonnen.  
Die Vereinigten Staaten überrundeten schließlich ihr wichtigstes Herkunftsland auch absolut. 
eine neue Supermacht zeigte sich der Welt, wenn auch am Ende des 19. Jahrhunderts erst 
schemenhaft. ...<< 
Die englische Zeitschrift "Saturday Review" berichtete am 11. September 1897 (x237/221): 
>>Überall ... liegt ein deutscher Handlungsreisender mit einem englischen Hausierer im Streit. 
Gibt es irgendwo eine Mine auszubeuten, eine Eisenbahn zu bauen, einen Eingeborenen von 
der Brotfrucht zum Büchsenfleisch, von der Enthaltsamkeit zum Schnapshandel zu bekehren 
– ein Deutscher und ein Engländer streiten um den ersten Platz.  
Eine Million geringfügiger Streitigkeiten schließen sich zum größten Kriegsgrund zusammen, 
den die Welt je gesehen hat. ...<<  
Der französische Historiker und Wirtschaftswissenschaftler Henri Hauser berichtete später 
über die damalige Wirtschaftsentwicklung des Deutschen Reiches (x261/147): >>Das arme 
Deutschland, das 1870 auf der ökonomischen Landkarte kaum mehr als ein weißer Fleck war, 
ist in wenig mehr als 40 Jahren zu einer der großen Weltmächte aufgestiegen; es ist ihm ge-
lungen, ... nach dem Sieg auf dem Schlachtfeld im industriellen Bereich zu kämpfen und zu 
siegen. ...  
1914 nahm das Reich mit einem Außenhandelsvolumen von 25 Milliarden Francs nach Eng-
land die zweite Stelle unter den Handelsstaaten der Erde ein. Es war zum zweitgrößten Erzeu-
ger von Roheisen und Eisen geworden und übertraf damit sogar England, während es in der 
Weltstahlproduktion ebenfalls an zweiter Stelle stand. Seine Handelsflotte, die 1870 noch 
kleiner als die unsrige war, wurde 1913 lediglich von der englischen und amerikanischen 
übertroffen. ... 
Das bis dahin arme Deutschland wurde mit einem Schlag reich. Sein Gesamteinkommen wur-
de 1895 auf 21 Milliarden Mark geschätzt; 1913 bewegten sich die Schätzungen zwischen 40 
und 50 Milliarden, und das deutsche Volksvermögen wurde auf jetzt 320 Milliarden Mark 
taxiert. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die damalige Entwicklung des 
deutschen Exporthandels (x057/184-187): >>Etwa vier Fünftel der in den Fabriken hergestell-
ten Waren fanden in Deutschland Absatz, das übrige dagegen mußte auf ausländischen Märk-
ten verkauft werden. Da gleichzeitig der Bedarf an ausländischen Rohstoffen und Nahrungs-
mitteln wuchs, vergrößerte sich der Welthandel Deutschlands beständig. 
In der ganzen Welt waren die deutschen Waren angesehen, und der deutsche Kaufmann trat in 
scharfen Wettbewerb mit den englischen Kaufleuten, die bisher allein den Weltmarkt be-
herrscht hatten. Selbst in England fanden die deutschen Waren Absatz, so daß die englische 
Regierung den Stempel "Made in Germany" für deutsche Waren verlangte, um sie zu verdrän-



 25 

gen. Aber diese Maßnahme wurde zur besten Empfehlung der billigen und guten deutschen 
Erzeugnisse. 
Vor dem ersten Weltkrieg hatte ... der Gesamthandel Deutschlands - Ein- und Ausfuhr - den 
zweiten Platz in der Welt errungen und reichte nahe an denjenigen Englands heran … Dabei 
hatte sich der deutsche Handel seit 1890 um das Vierfache, der englische nur um das Doppelte 
vermehrt. ... 
Die bedeutsame Entwicklung des deutschen Handels wäre nicht möglich gewesen ohne den 
ungeheuren Aufschwung des Verkehrs. ... Zahlreiche Kanäle, wie z.B. Dortmund-Ems, Mit-
tellandkanal, Berlin-Stettin, verbilligten die Beförderung von Massengütern. Duisburg ent-
wickelte sich zum größten Binnenhafen. Neben den Wasserstraßen besaß Deutschland das 
größte Eisenbahnnetz auf dem Festland, den stärksten Briefverkehr und das größte Telegra-
phennetz Europas. ... 
Für den Überseeverkehr baute Deutschland seit 1890 nur noch auf eigenen Werften seine 
Handelsschiffe und besaß 1914 die größten Schiffahrtsgesellschaften, die besteingerichteten 
Dampfer für den Personenverkehr und die zweitgrößte Handelsflotte der Welt. Der Hambur-
ger Hafen wurde zum größten Seehafen Europas ausgebaut und mit Bremen zum wichtigsten 
Einfuhrhafen Deutschlands. Die Seeschiffahrt beherrschte nicht nur die von Deutschland aus-
gehenden Linien, sondern betätigte sich vielmehr auch im Verkehr zwischen fremden Häfen. 
Die deutsche Handelflagge wehte in allen Weltmeeren, in den neuerworbenen Handelnieder-
lassungen und in den deutschen Kolonien, die sich aus bescheidenen Anfängen gut entwickelt 
hatten. ... 
Infolge dieser Wirtschaftsblüte wurde Deutschland immer weiter mit der Weltwirtschaft ver-
flochten, woraus Neid und Mißgunst der übrigen Weltmächte, besonders Englands und eine 
bedenkliche Abhängigkeit vom Ausland entstanden.<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Entwicklung des 
Welthandels bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges (x281/46-47): >>... Die Interessenkon-
flikte zwischen den Nationalstaaten hatten sich über die Jahrzehnte verschärft. Denn der 
wachsende Wohlstand besaß von Anfang an einen Zwillingsbruder, der ihm auf Schritt und 
Tritt folgte: die Angst. Wo immer sich das Leben verbessert, folgt die Befürchtung, im näch-
sten Moment könne alles vorbei sein. Das Streben nach Wohlstand und die Angst ihn zu ver-
lieren, sind bis heute die zwei wichtigsten Antreiber der neuzeitlichen Geschichte. 
Das englische Königreich wirkte früh schon erschöpft. Der schnelle Aufstieg vom Inselvolk 
zur Weltmacht hatte die politischen und ökonomischen Kräfte überdehnt. Die Neuerwerbun-
gen in Übersee mochten prestigeträchtig und exotisch sein, rentierlich waren sie oft nicht. Zu 
den Kosten der Eroberung kamen die Kosten der Besatzung hinzu, die schnell ins Unermeßli-
che steigen konnten.  
Wer gehofft hatte, mit dem Quadratmeilen-Imperialismus das Fundament für den weltgrößten 
Binnenmarkt gelegt zu haben, sah sich getäuscht. Englands Bedeutung für die Weltwirtschaft 
schrumpfte. Deutschlands Anteil an der weltweiten Industrieproduktion hatte bereits 1913 den 
der Engländer überholt. 
Das Deutsche Reich war allein schon aufgrund seiner Einwohnerzahl ein großer Brocken, der 
jährlich schwerer wog. Aus den 40 Millionen Deutschen des Jahres 1870 waren vor Kriegsbe-
ginn 65 Millionen geworden. In Europa lebten nur in Rußland mehr Menschen.  
Durch seine Mittellage war das Reich politisch zwar im Zentrum aller Konflikte, aber der 
Handel profitierte. Die deutsche Industrieleistung schoß empor, überragte bald die Nachbar-
staaten. Aus den deutschen Hochöfen floß in den Jahren vor Kriegsbeginn mehr Rohstahl, als 
Franzosen, Russen und Engländer gemeinsam produzierten. Auch die neu entstandene chemi-
sche Industrie war ein Glanzstück. Mit Firmen wie Bayer, BASF und Hoechst produzierte sie 
damals rund 90 Prozent der industriellen Farbstoffe der Welt. ...<< 
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Der deutsche Historiker Peter März berichtete später über die "Erfolgsbilanz des Kaiserrei-
ches" (x312/184-188): >>Was das Kaiserreich bis heute zu einem Unikat in der deutschen 
Geschichte macht, ist der permanente Zuwachs in allen meßbaren sozialen, ökonomischen 
und wissenschaftlichen Bereichen. ... 
Von 1870 bis 1913 verdoppelt die deutsche Landwirtschaft ihre Wertschöpfung, der Bergbau 
hingegen erzielt eine Verachtfachung, Industrie und Handwerk mehr als eine Verfünffachung. 
Deutschland wird zum Industrieland, die Landwirtschaft tritt zurück, zunächst nach ihrem 
Anteil an der Wertschöpfung, dann auch nach der Zahl der in ihr Beschäftigten.  
Die Industrialisierung hat zugleich eine wohltuende Konsequenz für die deutsche Gesell-
schaft: Etwa mit dem letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts kommt die bis dahin massenhafte 
Auswanderung, vor allem in die USA, zum Erliegen. Die Agrarier zetern zwar über die Indu-
strialisierung des Landes, von der sie nicht zu Unrecht eine Schwächung ihrer gesellschaftspo-
litischen Basis und ein Erstarken der Sozialdemokratie befürchten. ... 
Vor dem Ersten Weltkrieg wird das boomende Deutsche Reich sogar schon zum Einwanderer-
land: Insbesondere italienische Arbeitskräfte – die Begriffe "Gastarbeiter" und "Migranten" 
ahnt damals noch niemand – arbeiten vor allem auf den großen Baustellen, etwa beim Kraft-
werksbau, insgesamt bereits mehr als eine Million Menschen. 
Nach dem Beginn des 20. Jahrhunderts überholt Deutschland das Mutterland der industriellen 
Revolution, Großbritannien. Die deutsche Produktion an Eisen und Stahl liegt 1913 bei 17,6 
Millionen Tonnen; das ist mehr als das Doppelte der britischen, rund das Vierfache der fran-
zösischen wie der russischen Produktion. Fast alle einschlägigen Statistiken für die letzten 
Jahre vor dem Ersten Weltkrieg sehen in der Weltwirtschaft die USA auf Platz eins, Deutsch-
land auf Platz zwei, Großbritannien auf Platz drei.  
So liegt der deutsche Anteil am Maschinenbau weltweit bei 20,7 Prozent, der britische bei 
11,8 Prozent, der US-amerikanische allerdings bei 50 Prozent. Noch stärker aber ist das deut-
sche Gewicht in jenen Branchen, die man die neuen "Leitsektoren" der Zeit genannt hat, also 
die Trendsetter der zweiten industriellen Revolution, nach der Schwerindustrie, nach Kohle 
und Stahl, Eisenverhüttung und Eisenbahnbau. Neben dem Maschinenbau geht es hier um die 
Elektrizität und um die Chemie.  
In der Elektroindustrie hat Deutschland 1913 einen Anteil an der Weltproduktion von 34,9 
Prozent, vor den USA mit 28,9 Prozent und Großbritannien mit 16,0 Prozent. ... 
Keine Entwicklung vollzieht sich unlimitiert. Und doch wird man sagen können, daß das 
Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg auf einer Überholspur war und ein Ende dieses Auf-
stieges noch nicht abgesehen werden konnte. Es waren vor allem die politischen Zäsuren, die 
Weltkriege und die ideologischen Verirrungen, die diesem aufstrebenden Weg ein Ende setz-
ten.<< 
 
Die Weltmachtpolitik der Großmächte 
Ab 1889 finanzierte Frankreich mit sog. "Revancheanleihen" die westrussischen Aufmarsch-
bahnen gegen das Deutsche Reich (x142/346).  
Die größten Kolonialbesitzer im Jahre 1890 waren (x056/284): >>1. Großbritannien (32,7 
Millionen qkm Fläche), 2. Rußland (17,3 Millionen qkm Fläche), 3. Frankreich (11,0 Millio-
nen qkm Fläche), 4. Deutsches Reich (2,6 Millionen qkm Fläche), 5. Portugal (2,1 Millionen 
qkm Fläche), 6. Niederlande (2,0 Millionen qkm Fläche) und 7. Nordamerika (1,9 Millionen 
qkm Fläche).<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Erfolge des briti-
schen Imperialismus (x281/37): >>Am Vorabend des Ersten Weltkrieges beherrschte das Bri-
tisch Empire rund 20 Prozent der bewohnten Erdoberfläche und der Weltbevölkerung. Jeder 
Engländer hatte damit statistisch über acht Menschen das Sagen, auf jeden Quadratkilometer 
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des Heimatbodens kamen 100 Quadratkilometer fremden Territoriums.  
Frankreich die zweitgrößte Kolonialmacht der damaligen Zeit, konnte da nicht mithalten. Je-
dem Franzosen stand gerade mal ein Untertan gegenüber. Ein Quadratkilometer französischen 
Bodens wurde durch 18 Quadratkilometer andernorts ergänzt. ...<< 
Frankreich und Rußland schlossen Ende 1893 einen französisch-russischen Zweibund. Dieses 
Militärbündnis sollte in erster Linie ein Gegengewicht zum Dreibund - Deutschland, Öster-
reich und Italien - bilden. 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über das französisch-russische 
Militärbündnis (x307/172-173): >>Die Wurzeln des französisch-russischen Bündnisses sind 
in jener Situation zu suchen, die in Europa nach der Gründung des Deutschen Reiches im Jahr 
1870 entstanden war. Jahrhundertelang war das deutschsprachige Zentrum Europas zersplittert 
und schwach gewesen; auf einmal war es vereint und stark. Seit dem Krieg von 1870 gestalte-
te sich das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich außerordentlich schwierig.  
Schon das Ausmaß des deutschen Sieges über Frankreich - ein Sieg, den die wenigsten Zeit-
genossen erwartet hatten - hatte die französische Oberschicht traumatisiert, und eine Krise 
ausgelöst, die weit in die französische Kultur hineinreichte; die Annexion Elsaß-Lothringens 
aber, für die sich das Militär vehement ausgesprochen und der deutsche Kanzler Otto von 
Bismarck widerwillig akzeptiert hatte, belastete die französisch-deutschen Beziehungen nach-
haltig. Elsaß-Lothringen entwickelte sich zum Heiligen Gral des französischen Revanchekul-
tes, der zum Brennpunkt aufeinanderfolgender Wellen der chauvinistischen Agitation wurde.  
Die verlorenen Provinzen waren niemals die einzige treibende Kraft hinter der französischen 
Politik.  
Aber immer wieder heizten sie die öffentliche Meinung auf und übten ständig Druck auf die 
Entscheidungsträger in Paris aus. Auch ohne die Annexion hätte jedoch schon allein die Exi-
stenz des neuen Deutschen Reiches die Beziehung zu Frankreich verändert, dessen Sicherheit 
traditionell durch die Zersplitterung des deutschsprachigen Europas garantiert worden war. 
Nach 1871 mußte Frankreich notgedrungen nach jeder sich bietenden Chance Ausschau hal-
ten, die neue, Angst einflößende Macht an der östlichen Grenze einzudämmen. Eine dauerhaf-
te Feindseligkeit zwischen Frankreich und Deutschland war folglich bis zu einem gewissen 
Grad in dem europäischen Staatensystem vorprogrammiert. Die welthistorische Bedeutung 
dieser Entwicklung kann gar nicht hoch genug veranschlagt werden. Die Beziehungen unter 
den europäischen Staaten sollten künftig von einer neuen, bislang unbekannten Dynamik er-
faßt werden. 
In Anbetracht der Größe und des militärischen Potentials des neuen Deutschen Reiches lautete 
das Hauptziel der französischen Außenpolitik zwangsläufig die Eindämmung Deutschlands 
durch die Bildung eines antideutschen Bündnisses. Der attraktivste Partner für eine derartige 
Partnerschaft war, trotz des völlig andersartigen politischen Systems, Rußland. …  
Falls es soweit kommen sollte, sähe sich Deutschland der Gefahr eines potentiell feindlichen 
Bündnisses an zwei separaten Fronten gegenüber.<< 
Der deutsche Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Bernhard Fürst von Bülow, erläuterte am 6. 
Dezember 1897 in einer Rede vor dem Reichstag die Machtansprüche des Deutschen Reiches 
(x056/308, x073/28): >>Die Zeiten, wo Deutsche dem einen seiner Nachbarn die Erde über-
ließ, dem anderen das Meer und sich selbst den Himmel reservierte, wo die reine Doktrin 
wohnt, diese Zeiten sind vorüber. ...<< 
>>... Wir müssen verlangen, daß der deutsche Missionar und der deutsche Unternehmer, die 
deutschen Waren, die deutsche Flagge und das deutsche Schiff in China geradeso geachtet 
werden wie diejenigen anderer Mächte. ... Wir sind endlich gern bereit, in Ostasien den Inter-
essen anderer Großmächte Rechnung zu tragen, in der sicheren Voraussicht, daß unsere eige-
nen Interessen gleichfalls die ihnen gebührende Würdigung finden.  



 28 

Mit einem Wort: Wir wollen niemand in den Schatten stellen, aber wir verlangen auch unse-
ren Platz an der Sonne.<< 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die damalige Weltpolitik 
des Deutschen Reiches (x307/207-208): >>... Die konkreten Errungenschaften der Weltpolitik 
nach 1897 fielen entsprechend bescheiden aus, insbesondere gemessen an den Eroberungen 
der Vereinigten Staaten:  
Während sich Deutschland die Marianen und die Karolineninseln, einen Teil Samoas und den 
kleinen Brückenkopf Kiautschou an der chinesischen Küste sicherte, führten die Vereinigten 
Staaten gegen Spanien einen Krieg um Kuba und verleibten sich in dessen Verlauf 1898 die 
Philippinen, Puerto Rico und Guam ein; sie erklärten im selben Jahr Hawaii offiziell zu ihrem 
Besitz und führten auf den Philippinen einen häßlichen Kolonialkrieg (1899-1902), der zwi-
schen 500.000 und 750.000 Filipinos das Leben kostete.  
Ferner erwarben sie 1899 einen Teil der Samoa-Inseln und bauten anschließend einen Kanal 
durch die mittelamerikanische Landenge, unter dem Schutz einer Kanalzone unter eigener 
Verwaltung, die, wie der Außenminister ausdrücklich betonte, auf dem Kontinent Südamerika 
"de facto souverän" sei.<< 
Nach Erschließung des Kontinents strebte die neue Großmacht USA ab 1897 die systemati-
sche Ausweitung ihres politischen und wirtschaftlichen Machtbereiches an (x233/121): >>... 
Ob wir wollen oder nicht, die Amerikaner müssen jetzt nach außen zu schauen beginnen.  
Die wachsende Produktion des Landes fordert es. Die Stimmung der Öffentlichkeit fordert es 
in steigendem Maß. Die Lage der USA zwischen 2 alten Welten und 2 großen Ozeanen erhebt 
denselben Anspruch. ...<< 
Nach dem ungeklärten Untergang des US-Schlachtschiffes Maine im Hafen von Havanna tra-
ten die Vereinigten Staaten von Amerika im April 1898 in den Krieg gegen Spanien ein.  
Der Krieg gegen die Militärmacht USA führte im Jahre 1898 schließlich zur militärischen 
Niederlage Spaniens. Nach der Vernichtung der spanischen Flotte mußten die Philippinen, 
Puerto Rico und Guam an die Vereinigten Staaten von Amerika abgetreten werden. Kuba 
wurde zum Schutzgebiet erklärt und bis 1909 von US-Gouverneuren verwaltet. Der spanisch-
amerikanische Krieg wurde durch den Frieden von Paris beendet.  
Der Krieg mit den USA liquidierte schließlich die spanische Kolonialmacht und führte zur 
vollständigen Auflösung des spanischen Reiches in Übersee. Die verlorenen Kolonien und die 
Niederlage im spanisch-amerikanischen Krieg verletzten nicht nur den ausgeprägten National-
stolz der Spanier, sondern sie belasteten auch nachhaltig die spanische Innenpolitik. Die 
Spannungen innerhalb der spanischen Bevölkerung verschärften sich und das Ansehen der 
Regierung ging weitgehend verloren. 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die "neuen Imperiali-
sten" USA und Deutsches Reich (x281/16-17): >>Am Ende des 19. und zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts meldeten sich auch jene unmißverständlich zu Wort, die sich bisher eher zu-
rückgehalten hatten, Amerikaner und Deutsche. Beide Nationen wollten mitreden, wenn es 
um die Neuaufteilung der Erdkugel ging.  
Die USA, so ihr damaliger Präsident Theodor Roosevelt, müßten "mit sanfter Stimme spre-
chen, aber einen dicken Knüppel in der Hand halten". Der dicke Knüppel war die eigene See-
streitmacht, deren Aufbau er zügig vorantrieb. 
Der deutsche Kaiser Wilhelm II. war bald weit über die Grenzen seines Reiches hinaus be-
kannt als Freund einer Sprache, in der Größenwahn und die Geringschätzung seiner Zeitge-
nossen unverstellt zum Ausdruck kamen. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete über das deutsch-britische Verhältnis 
im Jahre 1898 (x283/193-194): >>... Die Konkurrenz verschärfte sich. England fühlte sich seit 
1898 vom deutschen Flottenbau akut bedroht. Das gilt nicht zuletzt für die rasch expandieren-



 29 

de zivile deutsche Seefahrt, die den Briten Handelsrouten abnahm, ja ihnen den Rang abzulau-
fen drohte.  
Hätte Berlin hier eingreifen sollen? Welche Regierung der Welt bremst den Aufstieg ihrer 
Wirtschaft, nur um den Neid der Nachbarn zu meiden? Unter der Devise "Rule Britannia, rule 
the waves!" hatten englische Kanonen seit dem 16. Jahrhundert Flotten anderer Seemächte 
konsequent versenkt, so die der Spanier, Franzosen, Holländer und Dänen. Das sollte auch der 
Deutschen blühen. Vielleicht hätte Berlin weniger Kriegsschiffe auf Kiel legen und darauf 
vertrauen sollen, daß die zivile Schiffahrt unbehelligt blieb. Daran aber zweifelte man. 
Mochte Berlin noch so treuherzig versichern, die eigenen Schlachtschiffe dienten einzig und 
allein dem Schutz der Heimat, der Handelsrouten und der Kolonie, so wurde doch schamhaft 
verschwiegen, vor wem diese denn geschützt werden sollten. ...<< 
Russische Truppen besetzten im Jahre 1900 die Mandschurei in China. Im Verlauf dieser Mi-
litäraktion ertränkten Kosaken und russische Polizisten im Juli 1900 in Ostsibirien, an der 
Grenze zur Mandschurei, mehrere tausend chinesische Zivilisten im Grenzfluß Amur.  
Ein Vertrauensmann des Zaren erklärte im Jahre 1900 (x233/124): >>Asien ist seinem ganzen 
Umfang nach im vollen Sinne des Wortes nichts anderes als ein Stück Rußlands. ... 
In Asien gibt es für uns in Wirklichkeit keine Grenzen. ...<< 
Im Jahre 1901 begannen in Persien die ersten Erdölbohrungen. 
Deutsche Firmen leiteten von 1903-1913 den Bau der "Bagdad-Bahn". Diese Eisenbahnstrek-
ke von Konya - Osmanisches Reich - nach Bagdad im Irak - wollte man später bis zum Persi-
schen Golf verlängern, um die großen Erdölquellen schneller erreichen zu können und weil 
man neue Absatzmärkte erschließen wollte. Infolge der deutschen Aktivitäten im Osmani-
schen Reich verschlechterten sich vor allem die Beziehungen zu den Briten, Franzosen und 
Russen. Die Briten reagierten entrüstet, denn angeblich wurde ihre eigene Vormachtstellung 
in Asien, besonders ihr indisches Kolonialreich gefährdet, während die Russen jegliche Stär-
kung des Osmanischen Reiches generell ablehnten. 
 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die deutsch-osmanischen 
Beziehungen (x307/435): >>In Anbetracht der sehr eingeschränkten Optionen, die Deutsch-
land auf der globalen Bühne zur Verfügung standen und der relativ geschlossenen Bündnis-
blöcke in Europa erregte vor allem eine Region die Aufmerksamkeit der Staatsmänner, die an 
einer Weltpolitik ohne Krieg interessiert waren; das Osmanische Reich. 
Die deutsche Politik hatte sich in dieser Region, wo die Rivalitäten der Kolonialmächte be-
sonders heftig aufeinander trafen, traditionell eher zurückgehalten, doch in den 1880er Jahren 
wurde Berlin aktiver. Von der Regierung in Konstantinopel, die seit der britischen Besetzung 
Ägyptens (1882) ihren Partnern in Berlin aktiv den Hof machte, wurde die deutsche Regie-
rung dazu regelrecht eingeladen. 
Deutsche Banken, Baufirmen und Eisenbahngesellschaften hielten allmählich in den weniger 
entwickelten Gebieten des Reiches Einzug und erwarben Konzessionen und Interessensphä-
ren. Die Arbeit an einer weitgehend deutsch finanzierten und produzierten anatolischen Ei-
senbahn begann im Jahr 1888 und sollte Konstantinopel mit Ankara und Konya verbinden; 
beide Linien wurden bis 1896 fertiggestellt.  
Die Unterstützung der Regierung für diese Projekte, die anfangs eher sprunghaft war, wurde 
nach und nach stärker und konsequenter. Im Jahr 1911 konnte der deutsche Botschafter in 
Konstantinopel das Osmanische Reich bereits als eine "politische, militärische und wirtschaft-
liche Interessensphäre" Deutschlands bezeichnen. 
Mit den Investitionen in osmanischen Territorien, in erster Linie in wichtige Infrastrukturpro-
jekte, hofften die Deutschen, das Osmanische Reich angesichts der Bedrohung seitens der an-
deren Mächte, allen voran Rußland, zu stabilisieren. Und falls der Zusammenbruch des Os-
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manischen Reiches das Tor zu einer territorialen Aufteilung unter den Weltreichen öffnen 
sollte, wollten sie sichergehen, daß sie einen Platz an dem Tisch bekamen, wo die Beute ver-
teilt wurde. ...<< 
Frankreich und Italien einigten sich im Jahre 1902 darauf, daß Frankreich freie Hand in Ma-
rokko und Italien in Libyen erhalten sollte (x142/359).  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die französische Weltmachts-
politik (x057/175-176): >>Mit aller Macht versuchte Frankreich sein Kolonialreich auszudeh-
nen und erwarb nacheinander von 1881 bis 1911: Tunis Französisch Kongo, den Französi-
schen Sudan, Madagaskar, Hinterindien, Tongking und schließlich Marokko. Damit war das 
französische Kolonialreich auf über 10 Millionen Quadratkilometer mit etwa 60 Millionen 
Einwohnern angewachsen und nahm den zweiten Platz unter den Kolonialreichen ein. 
Es sicherte Frankreich die Herrschaft im westlichen Mittelmeer, beteiligte es an der Erschlie-
ßung Ostasiens und lieferte wichtige Rohstoffe, Kolonialwaren und Soldaten. 
Die Grundlage der französischen Weltmachtpolitik beruhte hauptsächlich auf dem neuge-
schaffenen Kolonialreich, der französischen Kulturpropaganda sowie einer großzügigen 
Bündnispolitik - Rußland 1894, England 1904, wodurch der Weg freigemacht wurde zu einer 
aktiven Außenpolitik.<< 
Der russisch-japanische Krieg von 1904-1905) endete nach großen Nachschubschwierigkeiten 
mit einer katastrophalen russischen Niederlage, erster asiatischer Sieg über eine europäische 
Großmacht.  
Während der Friedensverhandlungen von Portsmouth mußte Rußland die japanische Herr-
schaft in Korea anerkennen, die Südhälfte der Insel Sachalin - ehemalige russische Strafkolo-
nie - und Port Arthur an Japan abtreten sowie die Süd-Mandschurei als japanisches Interes-
sengebiet anerkennen. Japan wurde zur führenden Großmacht im Fernen Osten, während sich 
Rußland wieder verstärkt dem Balkan widmete.  
Nach der französisch-britischen Einigung schränkte die französische Regierung im Jahre 1905 
in der Kolonie Marokko den bisher freien Wettbewerb drastisch ein.  
Infolge der Mißachtung des Vertrages von Madrid aus dem Jahre 1880 und um die deutschen 
Wirtschafsinteressen zu unterstützen - Firma Mannesmann und andere, führte Wilhelm II. 
einen Staatsbesuch in Tanger durch. Dort sicherte der Kaiser dem Sultan seinen Schutz zu. 
Diese 1. "Marokkokrise" brachte Europa bereits im Jahre 1905 an den Rand eines Krieges. 
Der Kaiser entschied damals aber noch rechtzeitig, das "Marokko-Problem" politisch zu lö-
sen.  
Da US-Präsident Theodore Roosevelt vermittelte und Rußland längst noch nicht "kriegsbe-
reit" war, mußte Frankreich im Kolonienkonflikt in Marokko zunächst während der Konfe-
renz von Algeciras im Jahre 1906 nachgeben. Für das Deutsche Reich stellte die 1. Marokko-
krise trotzdem eine schwere diplomatische Niederlage dar, denn sie führte zur Isolierung des 
Reiches. 
Der Unterstaatssekretär im britischen Außenministerium Sir Charles Hardinge (1858-1944) 
schrieb in einer Denkschrift vom 30. Oktober 1906 (x320/10): >>… Man muß allgemein zur 
Kenntnis nehmen, daß Deutschland infolge seiner ehrgeizigen Pläne für eine Weltpolitik, eine 
maritime Vorherrschaft und eine militärische Vorherrschaft in Europa der einzige Störfaktor 
ist.<< 
Gerd Schultze-Rhonhof (von 1959-1996 Angehöriger der deutschen Bundeswehr, seit 1991 
Generalmajor, Autor des 2003 erschienen Sachbuch-Bestsellers "1939 - Der Krieg, der viele 
Väter hatte") berichtete später über den Kampf um die Vorherrschaft zwischen dem Empire 
und dem Deutschen Reich (x320/11): >>Im August 1907 schließen England und Rußland ei-
nen Vertrag, in dem sie ihre Einflußzonen in Afghanistan und Persien markieren. Bereits im 
November 1907 reist der Oberbefehlshaber des englischen Heeres nach Sankt Petersburg, um 
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dort mit russischen Generalen und Ministern über weit mehr als Afghanistan und Persien zu 
sprechen. Er legt den Russen nahe, ihre Truppen an der Westgrenze zu Deutschland zu ver-
stärken. So zieht Großbritannien auch hier ihre Fäden gegen Deutschland, das außer Wirt-
schaftsexpansion zu der Zeit keine anderen - vor allem keine territorialen - Ziele hat.  
Englands klare Position an Frankreichs Seite zeigt sich 1904 bis 1906 und 1911 in den zwei 
Marokkokrisen und ab 1900 beim Bau einer deutschen Eisenbahn nach Bagdad im Irak. … 
Als etwa 1900 der Bahnbau in Richtung Bagdad fortgesetzt und zu der Zeit Erdöl beiderseits 
der Trasse im Raum Mossul entdeckt wird, gerät Deutschland unversehens in Konflikt mit 
Englands neuen Ambitionen auf die Erdölfelder in Persien, Irak und Kuwait.<< 
Schlußbemerkungen: Die deutsche Exportwirtschaft verkaufte im Jahre 1900 Güter im Wert 
von 10,4 Milliarden Goldmark und belegte damit den zweiten Platz hinter der führenden Ex-
portnation Großbritannien, danach folgten die USA und Frankreich (x256/1).  
Im Jahre 1910 verkaufte die deutsche Exportwirtschaft Güter im Wert von 16,4 Milliarden 
Goldmark und belegte damit den zweiten Platz hinter der führenden Exportnation Großbritan-
nien, danach folgten die USA und Frankreich (x256/1).  
Die deutsche Wirtschaft erkämpfte sich bis 1913 vor allem in der Schwer-, Elektro- und Che-
mieindustrie international eine führende Position. Die lange führende Stahlindustrie Großbri-
tanniens wurde von der deutschen Stahlindustrie bereits seit 1893 regelrecht überflügelt 
(x092/1913). 
Am 23. Dezember 1913 setzte US-Präsident Thomas Woodrow Wilson (1856-1924, von 
1913-1921 28. US-amerikanischer Präsident) das Federal Reserve System (Fed, privates No-
tenbanksystem der USA) in Kraft. Der Freimaurer Thomas Woodrow Wilson leitete damit die 
ersten wesentlichen Schritte zur Durchsetzung der "Neuen Weltordnung" ein. 
Der US-Historiker Carroll Quigley (1910-1977) schrieb in seinem Buch "Tragödie und Hoff-
nung" über die verborgenen Machenschaften und Ziele der geheimen Machtelite (x337/114): 
>>Die Befugnisse des Finanzkapitalismus hatten (ein) weitreichendes Ziel und zwar kein ge-
ringeres als die Schaffung eines Weltsystems der Finanzkontrolle in privaten Händen mit der 
Fähigkeit, das politische System eines jeden Landes und die Wirtschaft der Welt insgesamt zu 
beherrschen. Dieses System sollte auf feudalistische Weise gemeinsam von den Zentralbanken 
der Welt in geheimen Absprachen, die in zahlreichen privaten Treffen und Konferenzen aus-
gehandelt werden, geführt werden.<< 
Der US-Milliardär David Rockefeller (1915-2017) schrieb später (im Jahre 2010) in seiner 
Autobiographie "Erinnerungen eines Weltbankiers" über die Neue Weltordnung und den an-
geblich unangemessenen Einfluß der Rockefeller-Familie auf die politischen und wirtschaftli-
chen Institutionen der USA (x347/334): >>… Einige glauben sogar, wir seien Teil einer ge-
heimen Verschwörung, die gegen die Interessen der USA opponiere, charakterisieren mich 
und meine Familie als "Internationalisten" und werfen uns vor, wir konspirierten mit anderen 
auf der ganzen Welt, um eine neue ganzheitlichere globale politische und wirtschaftliche 
Struktur aufzubauen - eine neue Welt, wenn sie wollen. Wenn das die Anklage ist, dann bin 
ich schuldig und ich bin stolz darauf. …<<  
 
Der Panslawismus (1871-1914) 
Der russische Panslawist und Kulturkritiker Nikolai Danilewski schrieb im Jahre 1871 
(x056/299): >>Rußlands Aufgabe ist die Befreiung aller Slawen, die unter fremden Jochen 
seufzen, und die Bildung des großen Slawenreiches. Hauptziel dieses Kampfes ist der Besitz 
Konstantinopels. Er muß sich direkt gegen die Türkei und das Habsburger Reich wenden und 
kann nur mit ihrer Vernichtung enden. ...<<  
Ab 1875 lehnten sich die Slawen und andere türkische Vasallen - mit russischer Unterstützung 
- in der Herzegowina gegen die türkische Besatzungsmacht auf.  
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Der russische General Tschernajew forderte im Jahre 1876 die Völker des Balkans auf, sich 
für die Vereinigung aller Slawen einzusetzen (x233/124): >>... Wir kämpfen für die heilige 
Idee des Slawentums, die nicht Herrschsucht, sondern die Idee der Gleichberechtigung des 
Menschengeschlechts in sich schließt.<< 
Serbien - seit mehreren Jahrhunderten bis 1877 ein Vasallenstaat des Osmanischen Reiches - 
proklamierte im Jahre 1882 ein Königreich. Nach dem Rückzug des Osmanischen Reiches 
übernahm der Balkanstaat Serbien allmählich eine führende Rolle. Die radikalen serbischen 
Nationalisten (unter Führung des groß-serbischen Geheimbundes der Omladina-Bewegung, 
die 1848 von serbischen Studenten in Preßburg als Verein "Serbische Jugend" gegründet wur-
de) stellten schnell die erforderlichen Kontakte mit den slawischen Kroaten und den Bosniern 
in Österreich-Ungarn her. Der serbische Geheimbund Omladina plante mittel- bzw. langfristig 
die gewaltsame Befreiung aller Südslawen und die Errichtung eines großen Slawenreiches 
unter serbischer Führung. 
Der polnische Politiker und Publizist Johann Poplawski forderte im Jahre 1887 in einem Zei-
tungsartikel (x309/77): >>... Dieses ganze Flußgebiet von der Weichsel bis zur Mündung des 
Njemen (Memel), das einst so unachtsam zugleich mit Schlesien durch den polnischen Staat 
vertan wurde, muß durch das polnische Volkstum wiedergewonnen werden. ... 
Unsere Politiker träumen noch von Wilna und Kowno in Litauen, aber um Polen kümmern sie 
sich weniger; Danzig haben sie vollkommen vergessen, und an Königsberg und Oppeln den-
ken sie überhaupt nicht. Es ist endlich Zeit, ... nach so vielen Jahrhunderten des Umherirrens 
in Wahngebilden auf den alten Weg zurückzukehren, den zum Meere hin gebahnt haben die 
kräftigen Fäuste der Krieger aus der Piastenzeit.<< 
Der deutsche Botschafter in Sankt Petersburg berichtete im Jahre 1889 (x233/137): >>... Die 
Russifizierung in den baltischen Provinzen und die Verfolgung der lutherischen Pastoren 
wurden in brutaler Weise fortgesetzt.  
Mit dem Berater des Zaren … hatte ich manches interessante Gespräch; er verhehlte mir nicht, 
daß er mit kaltem Blute, ohne religiösen Fanatismus, die Einheit der Kirche im ganzen Reich 
anstrebt. "Wer vom orthodoxen Glauben abfällt", sagte er oft, "hört auf, Russe zu sein, nicht 
nur in seinem Denken und Handeln, sondern sogar in der Lebensweise und Kleidung".<<  
Die radikalen "Jungtschechen" der Omladina-Bewegung, die eine politische Einigung aller 
Slawen und einen slawischen Gesamtstaat unter russischer Führung anstrebten, verhinderten 
seit 1890 alle österreichisch-tschechischen Ausgleichsversuche.  
Ab 1892 begann mit der Gründung der polnischen sozialistischen Partei PPS der nationale 
Freiheitskampf unter Führung von Jozef Pilsudski. Diese polnische Nationalbewegung wurde 
durch Rußland unterstützt. 
Der polnische Politiker und Publizist Johann Poplawski schrieb im Jahre 1899 in der Lember-
ger Zeitung "Allpolnische Rundschau" (x309/77-78): >>... In dem Nationalkampfe kann die 
Parole nur lauten: 'Wir oder ihr'. Das ist wirklich ein Kampf auf Leben und Tod, denn es ist 
kein Polen denkbar ohne Oberschlesien, ohne Posen, ohne Westpreußen, auch sogar ohne 
Ostpreußen.  
Für den preußischen Staat bedeutet der Verlust dieser Provinzen, deren Grenzen nur wenige 
Meilen von Berlin entfernt liegen, gleichsam Vernichtung, Umsturz seiner Macht, sogar Ver-
lust seines Namens. ... Preußen verlöre den vierten Teil seiner Bevölkerung und würde zum 
Standpunkte und zur Benennung 'Brandenburg' zurückfinden. ...  
Wir können nicht zugeben, daß man uns aus der Wiege unseres Landes und unserer Nation 
hinausdrängt und uns hindert an das Meer zu gelangen, eine für die Entwicklung einer großen 
zeitgemäßen Nation unumgängliche Bedingung.<< 
Infolge der ungarischen Unterdrückungspolitik rückten die seit uralten Zeiten verfeindeten 
Serben und Kroaten näher zusammen und verbündeten sich nach 1900 gegen die Deutschen.  
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Der deutsche Redakteur und Historiker Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht 
Rache, nicht Vergeltung ..." über den slawischen Nationalismus (x024/42): >>Der Pansla-
wismus, die Idee von der Einheit aller slawischen Völker, hat nicht nur den Zusammenhalt des 
Habsburger Reiches untergraben, er diente auch als Richtlinie der russischen Außenpolitik 
und erlaubte es dem Zaren, als Repräsentant der slawischen Vormacht, als Sprecher und Be-
schützer aller Slawen aufzutreten - eine entscheidende Ursache für den Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges.  
Schon vor dem Ersten Weltkrieg erschienen obskure Landkarten, in denen slawischen Staaten 
das ganze im frühen Mittelalter einmal slawisch besiedelte Gebiet Mitteleuropas einnahmen. 
Die Deutschen sollten auf ein Reservat im Westen zurückgedrängt werden. Das waren gewal-
tige Übersteigerungen, die natürlich nicht von allen geteilt wurden, auch nicht als Wunsch-
traum. Aber sie kennzeichnen doch den slawischen Nationalismus und dessen Expansionsge-
lüste ...<< 
Serbische Offiziere … ermordeten im Jahre 1903 in Belgrad König Alexander I., seine Ehe-
frau, den serbischen Ministerpräsidenten und weitere Regierungsmitglieder (x175/35). König 
Alexander I. wurde vermutlich die geplante Annäherung an Österreich-Ungarn zum Verhäng-
nis. Nachfolger des ermordeten Königs wurde Peter I. von Serbien. Peter I. war ein begeister-
ter Anhänger des radikalen "Jugoslawismus". Die "großserbische Bewegung" nahm danach 
gefährliche Formen an.  
Während und nach der russischen Revolution entwickelten sich im Jahre 1905 auch in Polen 
Unruhen. Im Verlauf dieser Unruhen, die in wenigen Wochen durch russische Truppen nie-
dergeschlagen wurden, kam es zwischen den pro- und antirussischen Parteien zu heftigen 
Auseinandersetzungen. Der prorussische Nationaldemokrat Dmowski wollte z.B. auf Ostpo-
len verzichten und den polnischen Staat bis zur Oder vortreiben. Pilsudski, der aus Litauen 
stammte, plante die Gebiete der litauischen Jagiellonenfürsten in den polnischen Staat ein-
zugliedern und die polnischen Grenzen nach Osten zu verlagern (x064/112).  
Nach Österreichs Annexion der strategisch wichtigen Provinzen Bosnien und Herzegowina 
begannen ab 1908/09 die Kriegsrüstungen der russischen Kriegspartei gegen Österreich-
Ungarn und das Deutsche Reich (x142/364). 
Die Jungtschechen forderten im Jahre 1908 weiterhin einen eigenen Staat und den Zusam-
menschluß mit den Slowaken (x184/19). 
Jozef Pilsudski organisierte ab 1908 in Krakau bewaffnete Einheiten, die jahrelang als Schüt-
zenvereine getarnt wurden. Die polnischen Behörden in Österreich-Polen duldeten die Bil-
dung der Armeekader, so daß Pilsudski bis 1914 fast 200 Schützenverbände aufstellen konnte 
(x064/114).  
Nach der "Bosnien-Krise" 1908/09 vereinbarten der russische Zar und der serbische König 
Peter I. im Jahre 1909 in Sankt Petersburg den Zusammenschluß der Südslawen (x061/361).  
Im Jahre 1911 gründeten fanatische, radikale serbische Nationalisten in Serbien die Geheim-
organisation "Schwarze Hand" mit dem Ziel: "Slawische Vereinigung oder Tod".  
Polnische "Vorkämpfer der Freiheit" hetzten im Jahre 1912 (x064/123): >>Die Deutschen 
morden unsere Seele, impfen den Kindern den preußischen Geist ein, germanisieren sie mit 
der Knute! Und jetzt rauben sie uns den Boden. Diesen Raub nennen sie Enteignung und nen-
nen die Vergiftung der Seele "Verbreitung der Kultur".<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die Deutschfeindlichkeit 
der Polen (x025/182): >>... Über 100 Jahre Fremdherrschaft seit den "polnischen Teilungen" 
von 1792/95 dürften auch dazu beigetragen haben, nationale Leidenschaften freizusetzen. 
Tatsache ist jedenfalls, daß sich spätestens im 19. Jahrhundert in Polen ein Nationalismus und 
damit ein Fremdenhaß entwickelte, von dessen Intensität und Verbreitung sich andere Völker 
mit weniger hitzigem Temperament kaum eine Vorstellung machen können. In der Zeit zwi-
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schen den beiden Weltkriegen jedenfalls war die politische Rechte die tragende Kraft; mit 
wenigen Ausnahmen standen die polnischen Historiker, Schriftsteller und Journalisten rechts, 
und Deutschenhaß und Judenhaß gingen Hand in Hand. 
Deutschfeindliche Literatur erreichte die höchsten Auflagen. … 
Für den exilpolnischen Ministerpräsidenten Sikorski war die deutsche Nation "vergiftet bis ins 
Innerste", und ähnliche Glaubensbekenntnisse legten seine Minister Zaleski und Sayda ab. Sie 
formulierten später im großen, was dem Mann auf der Straße aus seinem Sprichwortschatz 
bekannt war: "Hau ihn, denn er ist ein Deutscher" oder "100 Jahre soll leben, wer den Deut-
schen in die Fresse schlägt" - Trinkspruch aus Mittelpolen. ...<< 
Österreich-Ungarn und Rußland verhandelten Anfang 1913 über die Expansionspläne Serbi-
ens (x233/144): >>Rußland erklärte, daß es eine Vernichtung Serbiens nicht zulassen würde, 
Österreich verkündigte, es werde eine maßlose Vergrößerung Serbiens nicht hinnehmen, Zwi-
schen diesen beiden Vetos handelte es sich darum, ein Mittel zu finden, um den Frieden am 
Leben zu erhalten. ...<< 
Der tschechische Panslawist Karel Kràmar erklärte damals im Reichstag, daß die Tschechen 
den Tag herbeisehnen würden, an dem sie vom Böhmerwald bis Wladiwostok in einem Reich 
leben dürften (x206/25). 
Der russische Außenminister Sergei Sasonow informierte im Mai 1913 den russischen Bot-
schafter in Serbien über die zukünftige politische Entwicklung Serbiens (x307/453): >>Um 
sein Bestimmungsziel zu erreichen, muß es noch einen schrecklichen Kampf durchstehen, in 
dessen Verlauf seine ganze Existenz auf dem Spiel steht. ...  
Das gelobte Land Serbien liegt im Territorium des heutigen Österreich-Ungarn und nicht in 
der Richtung, in die es derzeit strebt, wo die Bulgaren ihm den Weg verstellen. Unter diesen 
Bedingungen liegt es im vitalen Interesse Serbiens, ... sich durch zielstrebige und geduldige 
Arbeit in einen Zustand der Bereitschaft für den unausweichlichen künftigen Kampf zu ver-
setzen. Die Zeit arbeitet für Serbien und für den Sturz seiner Feinde, die bereits eindeutige 
Anzeichen des Verfalls aufweisen. ...<< 
In Rußland bereitete man sich bereits auf einen Krieg gegen Österreich-Ungarn und das Deut-
sche Reich vor. Der russische Kronrat stellte am 21. Februar 1914 fest, daß die Herrschaft 
über die slawische Welt zwangsläufig über einen europäischen Krieg führen würde 
(x063/478).  
Schlußbemerkungen: Als die Donaumonarchie immer stärker durch den radikalen Pan- und 
Jugoslawismus bedroht wurde, schlossen Österreich-Ungarn und das Deutsche Reich am 7. 
Oktober 1879 den sog. "Zweibund" gegen Rußland, der bis 1918 in Kraft blieb und gegensei-
tige Hilfsleistungen bei einem russischen Angriff garantierte (x090/228).  
 


